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2. Tätigkeitsbericht der Geschäftsprüfungskommission vom 1. Januar 2018  

bis 31. Dezember 2018 
 

3. Quartierplanung Dychrain Ost (Läckerli Huus) 
 

4. Begrenzung von Zusatzbeiträgen zu den Ergänzungsleistungen (EL) /  
Erlass neues Reglement 
 

5. Antrag gemäss § 68 Gemeindegesetz von A. Madeira i.S. Umtriebsgebühren für 
nachträgliches Vorweisen der Jahresparkkarte bei Bussen für Jahresparkkarten- 
besitzer 
 

6. Antrag gemäss § 68 Gemeindegesetz / Ausdehnung Geltungsbereich Parkier- 
reglement Gebiet Zollweiden 
 

7. Revision Parkierreglement – Einführung einer Arbeitgeber/innen-Parkkarte 
 

8. Verschiedenes 
Mündliche Entgegennahme: Antrag § 68 Gemeindegesetz von D. Rehmann i.S.  
Subjektfinanzierung Spielgruppen 
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1 ANHANG:  zu Traktandum 7:  Darstellung der zukünftigen Verordnung zum Parkierreglement 

2 ANHANG: zu Traktandum 1:  Protokoll Gemeindeversammlung vom 10. Dezember 2018 

 
 
 
 
 
Der ausführliche Ratschlag kann kostenlos abonniert oder im Einzelfall bei der Gemeindeverwaltung be-
stellt oder bezogen werden. Der Ratschlag liegt zudem in den Poststellen und in der Apotheke Zollweiden 
auf. Der Ratschlag und die weiterführenden Dokumentationen können auf der Website der Gemeinde 
Münchenstein www.muenchenstein.ch unter der Rubrik Politik & Verwaltung > Politik > Gemeindever-
sammlungen > 28. März 2019 heruntergeladen werden. 
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2 Traktandum 
 
2.1 Tätigkeitsbericht der Geschäftsprüfungskommission vom 

1. Januar bis 31. Dezember 2018 

 Einleitung 
Laut § 102 des Gemeindegesetzes ist die Geschäftsprüfungskommission beauftragt, die Tätigkeiten der 
Gemeindebehörden zu prüfen und jährlich einen Bericht darüber zu verfassen. Die Geschäftsprüfungs-
kommission prüft, ob die gesetzlichen Vorschriften und die Reglemente der Gemeinde richtig angewendet 
und die Beschlüsse der Gemeindeversammlung vollzogen worden sind. Aufsichtsbehörde über die Ge-
schäftsprüfungskommission ist der Regierungsrat. 

Die Geschäftsprüfungskommission setzte sich im Jahr 2018 unverändert aus folgenden Personen zu-
sammen:  

 Ursula Lüscher, Präsidentin 
 Stefan Haydn, Vizepräsident 
 Yvette Harder, Protokoll 
 Andreas Knörzer 
 Miriam Locher    

Die Mitglieder der Geschäftsprüfungskommission trafen sich im Berichtsjahr zu drei ordentlichen Sitzun-
gen, um die Prüfungsgeschäfte zu organisieren. Die einzelnen Geschäfte wurden in Delegationen bear-
beitet und anschliessend der ganzen Kommission unterbreitet. Im Berichtsjahr wurden folgende Geschäfte 
einer vertieften Prüfung unterzogen: 

1. Organisation Wahlbüro 
2. Organisation Gemeindebibliothek 
3. Organisation und Geschäftsgang KESB Birstal 
4. Vergabewesen von Turnhallen 

Das periodische Jahresgespräch wurde mit der Leitung des Werkhofs geführt. Weiter besuchten drei Mit-
glieder der GPK die Hauptübung der Feuerwehr im September. 
 
 

 Prüfung Organisation Wahlbüro 

2.1.1.1 Ausgangslage 
Nach der Aufdeckung von Regelungslücken und den damit verbundenen Medienberichten vor rund zwei 
Jahren bezüglich des Wahlbüros Aesch hat sich die GPK Münchenstein entschieden, die Organisation 
des Wahlbüros in Münchenstein zu prüfen. Die Prüfungsdelegierten erstellten einen Fragenkatalog, den 
sie dem Präsidenten des Wahlbüros zustellten. Es folgte ein Gespräch, in dem sämtliche Fragen ab-
schliessend beantwortet werden konnten. 

2.1.1.2 Prüfungsbericht 
Grundlage für das Wahlbüro ist das Kantonale Gesetz über politische Rechte. Das Wahlbüro orientiert 
sich an den Abstimmungsterminen. Die 33 Wahlbüromitglieder sind von der Gemeindekommission und 
dem Gemeinderat gewählt. Drei davon sind im Präsidium, respektive Vizepräsidium. 45 % der Mitglieder 
sind Frauen, das Präsidium ist in Männerhand. Die Zusammensetzung ist heterogen in Bezug auf das 
Alter der Wahlbüro-Mitglieder (20 bis 80 Jahre) und der Parteizugehörigkeit.  
Der Präsident hat Neuerungen zum Aufgebot der Wahlbüromitglieder eingeführt. Die neuen Regelungen 
haben sich bewährt und der Aufbietungsprozess verläuft transparent. Persönliche Präferenzen werden 
berücksichtigt. Alle wissen Bescheid, wer wann eingeteilt ist. Es herrscht eine hohe Arbeitsdisziplin. Die 
Besetzungsgrösse wird vom Präsidenten vorgenommen. Es wird darauf geachtet, wie Gruppen zusam-
mengesetzt werden bezüglich Partei oder Familienangehörigkeit, so dass möglichen Beschwerden der 
Wind aus den Segeln genommen werden kann. In Münchenstein werden Kandidierende seit drei Jahren 
nicht mehr aufgeboten. Wenn es personell knapp wird, können zusätzliche Personen aus der Verwaltung 
angefordert werden. Die Zusammenarbeit mit der Verwaltung funktioniert seit Jahren sehr gut, sowie auch 
die Bereitstellung des Raumes und des benötigen Equipments. 
Die brieflichen Wahlzettel werden durch Mitglieder des Präsidiums gelocht. Etwa zehn Prozent der Stim-
menden kommen persönlich an die Urne. Diese Urnenzettel werden gestempelt. Die Wahlzettel werden 
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dann von einem Mitglied des Präsidiums mittels Maschinen kontrolliert; dies immer doppelt, damit Fehler 
vermieden werden können und doppelte Kontrollen garantiert sind. Münchenstein übermittelt die Zahlen 
bis spätestens 12.00 Uhr telefonisch an den Kanton. Das Protokoll wird zusätzlich nach Liestal gesendet. 
Eine Kopie davon geht in die Akten des Gemeinderates. Früher wurde analog gearbeitet, also auf Papier 
mit Strichlein. Münchenstein ist im Jahr 2011 auf eine Software-Lösung umgestiegen. Die Auswertungs-
software ist in allen Gemeinden die gleiche. Die Wahlbüroleiter besuchen im Februar 2019 eine Weiterbil-
dung zum neuen Computersystem Sesam. 

2.1.1.3 Feststellungen 
Die GPK konnte sich von einem sehr gut organisierten Wahlbüro überzeugen. Die Aufbietungsprozesse 
sind klar geregelt und auf dem neusten Stand. Der Präsident ist engagiert und kommuniziert transparent. 
Er beurteilt die Arbeit der Wahlbüromitglieder wohlwollend und wertschätzend. 
 
 

 Prüfung Organisation Gemeindebibliothek 

2.1.2.1 Ausgangslage  
Die Gemeinden ordnen ihre Angelegenheiten im Rahmen von Verfassung und Gesetz selbstständig. In 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises entscheiden sie selbst. Der Bereich Gemeindebibliothek 
basiert auf einer Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises, d.h. die Gemeinde entscheidet selbststän-
dig über den Inhalt und den Umfang dieses Angebots.  

2.1.2.2 Prüfungsbericht 
Die Gemeindebibliothek wurde nach der Auflösung der Abteilung Kind, Jugend und Familie im Jahr 2017 
in die Abteilung Soziale Dienste eingebunden. Es finden regelmässige Treffen statt. Die Zusammenarbeit 
(Vorgesetzte, Gemeinderat, Mitarbeitende der Gemeinde, Abteilungen der Gemeinde) wird als „konstruktiv 
lose“ beschrieben. Die Berichterstattung erfolgt jährlich im Rahmen des Jahresberichts der Gemeinde. Die 
Tätigkeiten und Schwerpunkte der Gemeindebibliothek basieren auf dem Entwicklungskonzept vom 10. 
Dezember 2016. Dieses umfasst eine umfangreiche Analyse des aktuellen und zukünftigen Umfelds, die 
Analyse und das Erkennen der anstehenden und zukünftigen Herausforderungen, die Ziele der Gemein-
debibliothek und die Formulierung der Massnahmen. Die Schwerpunkte sind:  Sprachförderung, Lesekom-
petenz (Zielgruppe: Kindergarten und Primarschulkinder), Medienkompetenz, Recherche-kompetenz und 
Soziale Integration. 
Die Zahl der Bibliotheksbesuche ist von rund 27'200 im 2017 auf rund 29'400 im Jahr 2018 gestiegen 
(Daten vom Januar 2019). Die Bibliothek wird zunehmend als Ort genutzt, wo die Freizeit verbracht werden 
kann. Die zunehmende Digitalisierung ist aus den negativen Entwicklungen im Bereich DVD, Musik und 
Bücher für die Erwachsenen abzulesen. Hingegen haben die Aktivitäten im Bereich Lesekompetenz (Klas-
senführungen) und im Bereich Frühkindliche Sprachbildung zu einem deutlichen Anstieg der Ausleihen 
von Kinderbüchern geführt. Diese Aktivität wird unterstützt mit dem Gratis-Bücher-Abonnement für Kinder. 
In der Gemeinderechnung 2017 wird für die Gemeindebibliothek ein Nettoaufwand von CHF 223‘774.00 
ausgewiesen. 

2.1.2.3 Feststellungen 
Die Prüfungsdelegierten haben einen guten Einblick in die Aufgaben und die Organisation der Gemeinde-
bibliothek erhalten und eine visionär denkende Leitung mit einem engagierten Team kennengelernt. Sie 
konnten sich vom gesellschaftlichen Mehrwert des Angebots überzeugen und unterstützen die sozialpoli-
tische Werterhaltung des Gemeinderates in diesem Zusammenhang. 
Die Prüfungsdelegierten stellen fest,  
 dass die Einbindung der Gemeindebibliothek in das Organigramm der Gemeinde nicht optimal ist und 

es sich lohnt, diese zu überprüfen (z.B. Einbindung an Bildung/ Schule/ Schulrat), 
 dass langjährige Mitarbeiterinnen gemäss Privatrecht (OR) und nicht öffentlich-rechtlich angestellt 

sind, 
 dass man Schwerpunktsetzungen und Massnahmen nur dann gerecht werden kann, wenn die ent-

sprechenden Ressourcen zur Verfügung stehen und deshalb die Prüfungsdelegierten die Begründung 
eines angemessenen Stundenpools mit den entsprechend finanziellen Mitteln beliebt machen möch-
ten, 

 dass ein Standort auf Ebene Erdgeschoss ein wesentlicher Erfolgsfaktor für die Inanspruchnahme des 
Angebots wäre. 
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 Prüfung Organisation und Geschäftsgang KESB Birstal 

2.1.3.1 Ausgangslage 
Anlass zu dieser Prüfung waren einerseits das Inkrafttreten des Kindes- und Erwachsenenschutzrechtes 
vor rund fünf Jahren, welches das alte Vormundschaftsrecht aus dem Jahr 1912 ablöste. Andererseits 
erschienen wiederholt negative Medienberichte, so auch über einen Fall aus dem Birstal, die Fragen aus-
lösten. 

2.1.3.2 Prüfungsbericht 
Die GPK hat mehrere Themenbereiche aufgegriffen: Organisation, Krisenkommunikation, Professionali-
sierung, Vergleich neues/altes System. Es erfolgten Gespräche mit der zuständigen Gemeinderätin. 
Ebenso wurden die Themen vom politisch verantwortlichen Gemeinderat der KESB Birstal und von der 
Vorsitzenden der KESB Birstal detailliert bearbeitet. 
Es lässt sich feststellen, dass eine deutliche Professionalisierung erkennbar ist. Dabei kann unterschieden 
werden zwischen Gemeinden, die schon lange einen sozialen Dienst haben (wie Münchenstein) und Ge-
meinden, die vor der Einführung der KESB im 2013 noch nicht professionell organisiert waren. Durch die 
Vertretung Münchensteins im dreiköpfigen Delegiertenausschuss trifft sich Münchensteins Gemeinderätin 
bis zu vier Mal im Jahr mit der Leiterin der KESB. Daneben ist Münchenstein auch mit den sozialen Diens-
ten in die Arbeit der KESB involviert. Diese hat die Aufgabe, Weisungen auszuführen. Alle befragten Per-
sonen berichten von einer stets klaren und sachlichen Kommunikation untereinander. In Krisenfällen ist 
die Handhabung bezüglich Kommunikation klar geregelt. Bei der Bearbeitung von Fällen schreibt das Ge-
setz vor, wie Massnahmen ergriffen werden müssen. Die Gemeinden können keinen Einspruch bezüglich 
der ergriffenen Massnahmen erheben, welche die KESB verfügt hat. Falls bei den Betroffenen Mittel vor-
handen sind, bezahlen sie die Massnahmen selber. Andernfalls übernimmt der Kanton die Kosten statio-
närer Massnahmen (z.B. Kinderheim) und die Gemeinde muss für die Kosten von ambulanten Massnah-
men aufkommen (z.B. Familienbegleitung). Bei kostenintensiven Massnahmen wird die zuständige Ge-
meinderätin informiert. Budgetprozesse werden in Münchenstein durch die Sozialen Dienste begleitet und 
kontrolliert. 
Alle Befragten haben angegeben, dass keineswegs der Eindruck besteht, dass übereifrige Massnahmen 
ergriffen werden. Es sei aber mit einer leichten Zunahme der Fälle zu rechnen. Die gesellschaftliche Ver-
änderung bringe mit sich, dass Menschen vermehrt psychisch erkranken. Ziel der KESB sowie der  
Gemeinde Münchenstein ist es, präventiv Massnahmen zu ergreifen. So kann die gemeindeeigene Fami-
lienberatung den Zugang zu einer niederschwelligen Betreuung bedeuten, die vorbeugend wirken kann. 
Ein weiteres Ziel der KESB und ihrer Partnergemeinden ist, die Bevölkerung transparent über ihre Aufga-
ben zu informieren. 

2.1.3.3 Feststellungen 
Die Prüfungsdelegierten halten fest, dass der Persönlichkeitsschutz die Verifizierung der gemachten Aus-
sagen an realen Beispielen verunmöglicht. Sie stellen fest, dass die Arbeit der KESB Birstal und die Zu-
sammenarbeit mit den gemeindeeigenen Institutionen auf professioneller Ebene verlaufen. Dies gilt auch 
für die Münchensteiner Fälle. Die zuständige Gemeinderätin von Münchenstein ist sowohl mit der Leiterin 
der sozialen Dienste, als auch mit den zuständigen Personen der KESB in Kontakt. Die Regelungen be-
züglich der Krisenkommunikation werden von den Prüfungsdelegierten positiv beurteilt. Sie verhindern ein 
Aufbauschen von Fällen, die ein konzentriertes und ruhiges Klima zur Bearbeitung voraussetzen. Die Prü-
fungsdelegierten begrüssen die Pläne bezüglich der geplanten Öffentlichkeitsarbeit der KESB. 
 
 

 Prüfung Vergabewesen der Turnhallen 

2.1.4.1 Ausgangslage 
Diese Prüfung erfolgte aufgrund einer Anfrage aus der Bevölkerung betreffend die Vergabekriterien für die 
Turnhallenvermietung in der Gemeinde. Die Prüfungsdelegierten leiteten die konkret gestellten Fragen 
elektronisch an die Gemeinde Münchenstein weiter. Die Antwort erfolgte durch den Leiter der Bauverwal-
tung.  

2.1.4.2 Prüfungsbericht 
Die Gemeinde verfügt über ein Benützungsreglement, das sehr ausführlich beschreibt, wie und an wen 
die Turnhallen vermietet werden. Im Reglement sind auch die Gebühren festgehalten. Grundsätzlich ha-
ben die Primarschulen der Gemeinde Vorrang. Vereine, die im Verlauf des Jahres die Turnhallen gemietet 
haben, werden im Folgejahr bevorzugt berücksichtigt. Die einzige Voraussetzung ist, dass während des 
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Jahres die entsprechende Halle von mindestens sechs Personen genutzt wurde. Auch auswärtige Vereine 
können Münchensteiner Turnhallen mieten. Die lokalen Vereine haben jedoch Vorrang. In den Mietverträ-
gen werden unter anderem die Benützungszeiten, die Benützung der Garderoben, die Laufzeit und die 
Hausordnungen geregelt. 
Die Hallen im Gymnasium und im Schulhaus Lärchen gehören dem Kanton. Die Einwohnergemeinde zahlt 
dem Kanton jährlich CHF 4'200.00 gemäss kantonalen Richtlinien. Der Kanton kann "Eigennutzung" gel-
tend machen. Dies betrifft aber fast ausschliesslich die Nutzung der Schulen (z.B. Gymnasium) selbst. Die 
Regelungen gemäss kantonalen Richtlinien sind nicht Gegenstand der Prüfungsaufgabe der GPK  
Münchenstein. 

2.1.4.3 Feststellungen der GPK 
Die Prüfungsdelegierten stellen fest, dass die Regelungen zur Turnhallenvermietung in der Gemeinde in 
einem Reglement festgehalten sind. Dieses ist sehr ausführlich und auf der Website der Gemeinde zu 
finden. 
 
 

 Jahresgespräch mit der Leitung Werkhof 
Die Jahresgespräche der Geschäftsprüfungskommission mit leitenden Personen aus der Gemeindever-
waltung dienen dazu, die Organisation und Funktion einer Abteilung sowie deren Einbettung in die Ver-
waltung zu erfassen. Das Jahresgespräch 2018 wurde mit dem Leiter des Werkhofs durchgeführt.  

Der Leiter Werkhof ist für das Strassenwesen, die Gärtnerei inkl. Friedhof sowie für die Wasserversorgung 
verantwortlich. Der Leiter des Werkhofs hat 2013 ein Team übernommen, das in den Jahren zuvor grös-
seren Umorganisationen unterworfen war, beispielsweise der Integration der Friedhofsgärtnerei in den 
Werkhof. Drei Gruppenleiter sind für die einzelnen Bereiche zuständig. Die Zahl der Mitarbeitenden beträgt 
zurzeit rund 25 Personen und es werden Lernende ausgebildet. Für alle Mitarbeitenden existieren aus-
führliche Stellenbeschreibungen. Der Werkhof beschäftigt auch erwerbslose Personen. Diese werden vom 
Arbeitsagogen vermittelt. Eine grosse Herausforderung ist die Pikettplanung für den Winterdienst. Diese 
hat Auswirkungen auf die Ferienpläne und bedingt eine verbindliche Stellvertretungsregelung. Das damit 
erzielte Ergebnis wird als erfolgreich bewertet. 

Die Zusammenarbeit mit dem Leiter der Bauverwaltung, mit den verantwortlichen Personen im Gemeinde-
rat und mit der Verwaltung wird als sehr gut beschrieben. Es finden wöchentliche Informationen mit allen 
Mitarbeitenden der Bauverwaltung statt. Es besteht ein regelmässiger Austausch mit Werkhofleitenden 
anderer Gemeinden. Diese dient dem Erfahrungsaustausch bis hin zum Ausleihen einzelner Gerätschaf-
ten. Zudem werden gewisse Pikettdienste (Wasser) mit der Gemeinde Arlesheim geteilt.  

Der Gerätepark des Werkhofs ist kapitalintensiv. Mit einem Reinvestitionsplan über den ganzen Fuhrpark 
sollen grosse Investitionsspitzen vermieden werden. Bei jeder Investition wird das Ausschreibeverfahren 
eingehalten, sofern es genügend Marktanbieter für ein spezifisches Gerät gibt. Die Investitionen basieren 
auf einer detaillierten Kosten-Nutzen-Analyse. 
Dem Leiter sowie den Mitarbeitenden des Werkhofs ist bewusst, dass sie mit ihrer Arbeit «im Schaufens-
ter» stehen. Ihr Ziel ist es, mit den zur Verfügung stehenden Ressourcen eine sichtbare Qualität zu errei-
chen. Hotspots sind die Straßenreinigung, die Abfallsammelstellen und 60 Abfallkübel, die Friedhofgärt-
nerei und 80'000 m2 Rasenfläche auf dem Gemeindegebiet. Geplant ist die Anschaffung einer Gerät-
schaft, mit der die Reduktion des «Begleitgrüns» bei der Strassenreinigung angestrebt wird. Den Anliegen 
der Bevölkerung wird – wo sinnvoll umsetzbar – nachgegangen. 
Die Geschäftsprüfungskommission konnte sich während dem Gespräch mit dem engagierten Leiter des 
Werkhofs von einer gut strukturierten Organisation mit ihren vielfältigen Aufgaben überzeugen. Die Leitung 
beschreibt eine gute Zusammenarbeit mit den Behörden, Vorgesetzten sowie den Mitarbeitenden der Ver-
waltung und geniesst das Vertrauen in ihre Tätigkeit. 
 
 

 Feuerwehrhauptübung 
Mitte September hat das Kommando der Feuerwehr zur Hauptübung auf dem Freilagerplatz eingeladen. 
Die Besucherinnen und Besucher, unter ihnen drei GPK-Mitglieder, erhielten einen Einblick in die Tätigkeit 
der Feuerwehr. An der Hauptübung mitbeteiligt waren auch der Feuerwehrverein, die Gemeindepolizei, 
die Stützpunktfeuerwehr BF Basel und die Sanität. Durch den Feuerwehrkommandanten und den Gemein-
depräsidenten wurden Beförderungen vorgenommen und einige Feuerwehrleute verabschiedet. Die GPK 
dankt für die eindrucksvolle Hauptübung und für die geleisteten Dienste der Feuerwehr, die sich für die 
Sicherheit Münchensteins einsetzt. 
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 Anträge aus der Bevölkerung 
Eine Aufgabe der Geschäftsprüfungskommission ist, Bemerkungen und Beanstandungen aus der Bevöl-
kerung entgegenzunehmen und diese im gegebenen Fall zu prüfen und darüber der Gemeindeversamm-
lung Bericht zu erstatten. Eine Anfrage aus dem Jahr 2017 wurde im Berichtsjahr geprüft. Eine weitere 
Prüfung aufgrund einer Anfrage kann im 2019 abgeschlossen werden.  
 
 

 Schlussbemerkung 
Die Mitglieder der Geschäftsprüfungskommission danken dem Gemeinderat und den Mitarbeitenden der 
Verwaltung für ihre Offenheit, die konstruktiven Gespräche sowie das zeitgerechte Bereitstellen der Unter-
lagen. Die Geschäftsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, vom Tätigkeitsbericht 
zustimmend Kenntnis zu nehmen. 
 
Münchenstein, 31. Januar 2019     
 
Ursula Lüscher, Präsidentin 
Stefan Haydn, Vizepräsident 
Yvette Harder, Protokoll  
Andreas Knörzer 
Miriam Locher 
 
 
2.2 Antrag 

Antrag zu Traktandum 2 
 
Die Geschäftsprüfungskommission beantragt, vom Tätigkeitsbericht vom 1. Januar 2018  
bis 31. Dezember 2018 Kenntnis zu nehmen. 
 
Dieser Beschluss untersteht nicht dem fakultativen Referendum. 
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3 Traktandum 
 
3.1 Quartierplanung Dychrain Ost (Läckerli Huus) 

 Ausgangslage 
Auf der Parzelle der ehemaligen Läckerlifabrik soll eine Wohnüberbauung mit rund 120 Wohnungen ent-
stehen. Hierfür ist ein neuer öffentlich zugänglicher Freiraumbereich unmittelbar am St. Albanteich vorge-
sehen. Das Bebauungskonzept, das eine Längsbaute entlang der Bruderholzstrasse sowie ein mögliches 
Gebäudecluster am St. Albanteich vorsieht, entworfen von der Metron Architektur aus Brugg, wurde von 
einer Jury im Rahmen eines Studienauftrags aus fünf Projekten ausgewählt. Die zonenrechtliche Umset-
zung erfolgt nun durch ein Quartierplan-Verfahren.  

Die Bebauung umfasst den ersten Teil einer Quartierentwicklung, die sich westlich des St. Albanteichs auf 
dem Areal der Christoph-Merian-Stiftung fortsetzt. Der dortige Quartierplan "Dychrain West" wird zu einem 
späteren Zeitpunkt vorgelegt. 

Abbildung 1: Blau hinterlegt Perimeter Quartierplan Dychrain Ost (Läckerli Huus);  
Umrandung Perimeter Quartierplan Dychrain West (späteres Verfahren) 
 
 

 Vorgeschichte 

3.1.2.1 Zone mit Quartierplanpflicht 
Durch den Wegzug des Produktionsstandortes des Läckerli Huus im Jahr 2014 entstand die Möglichkeit 
einer Neunutzung des Areals. Aufgrund von raumplanerischen Gründen wurde das Areal mit dem westlich 
angrenzenden Gebiet in eine Zone mit Quartierplanpflicht eingeteilt. Für diese Zone erliess die Gemeinde 
eine Reihe von Vorgaben, die im Quartierplan erfüllt werden mussten, dies immer im Einverständnis mit 
der Eigentümerschaft. Die Genehmigung der Zone mit Quartierplanpflicht durch den Kanton Basel-Land-
schaft setzte zwar die entsprechende Zone in Kraft, die Vorgaben wurden jedoch lediglich als Empfehlun-
gen akzeptiert.  
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3.1.2.2 Arealerschliessung 
Weiter gab die Frage der Erschliessung intensiv zu reden. Verständlicherweise verlangten insbesondere 
die Anstösser der Hardstrasse eine separate Erschliessung des Areals. Aus diesem Grund liess die Ei-
gentümerschaft unter Beteiligung der Gemeinde eine Vielzahl von Erschliessungsvarianten prüfen. Die 
Gemeinde liess für die erfolgversprechendste Variante mit der Durchquerung des heutigen Ehingerparks 
trotz kantonaler Gegenwehr (Anschluss auf Kantonsstrasse, Denkmalschutz) eine entsprechende Ände-
rung des Strassennetzplanes ausarbeiten. Diese wurde an der Einwohnergemeindeversammlung vom 14. 
März 2016 angenommen, jedoch aufgrund des ergriffenen Referendums an der Urnenabstimmung vom 
27. November 2016 von der Einwohnerschaft abgelehnt. Die diversen Erschliessungsvarianten sind im 
ausführlichen Verkehrsgutachten der Metron Verkehrsplanung AG (siehe Dossier Quartierplanung) be-
schrieben.  

3.1.2.3 Trennung in zwei Quartierpläne "Dychrain Ost" und "Dychrain West" 
Bis Ende 2017 ging der Gemeinderat davon aus, dass die Entwicklung der Areale westlich und östlich des 
St. Albanteichs in einem einzigen Quartierplan der Gemeindeversammlung vorgelegt werden könne. Als 
Voraussetzung formulierte der Gemeinderat den Abschluss eines Infrastrukturvertrages, in dem folgende 
Aspekte verbindlich geregelt werden: Erstellung, Nutzung und Unterhalt der Wege und Anlagen, die der 
Öffentlichkeit zu Verfügung stehen sollen. Für das Areal "Dychrain West" ist zudem die Wegführung rund 
um die Hammerschmiede (vorhandenes Baurecht Wohnheim Dychrain) zu klären. 

Die Verhandlungen mit der Eigentümerschaft des Areals "Dychrain Ost" konnten im Sommer 2018 erfolg-
reich abgeschlossen werden. Somit waren alle Voraussetzungen für die Weiterführung des raumplaneri-
schen Verfahrens erfüllt. Per Oktober 2018 stellte der Gemeinderat fest, dass dies für das Areal "Dychrain 
West" noch nicht der Fall ist. Der Gemeinderat entschied sich für eine Verfahrenstrennung, ist aber vom 
Gesamtprojekt weiterhin überzeugt. Gegenüber beiden Grundeigentümerschaften tritt der Gemeinderat 
als verlässlicher Partner auf, indem er ein Vorhaben weiterführt, sobald die gestellten Randbedingungen 
erfüllt sind. Eine gemeinsame Begleitgruppe wird weiterhin eine Projektabstimmung beider Quartierpläne 
garantieren. 

3.1.2.4 Infrastrukturvertrag 
Mit der Abstimmung vom 10. Februar 2019 beschlossen die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger des Kan-
tons Basel-Landschaft, dass lediglich für Einzonungen eine Mehrwertabgabe verlangt werden soll. Das 
entsprechende Gesetz ermöglicht den Gemeinden bei Quartierplanungen, mit den Nutzniessern der Pla-
nung sogenannte Infrastrukturverträge abzuschliessen. In der Quartierplanung Dychrain Ost wurden fol-
gende Infrastrukturen in den Infrastrukturvertrag aufgenommen: Die Gemeinde erhebt den Anspruch auf 
eine öffentliche Durchwegung und eine öffentliche Nutzung des neuen Freiraums. Damit ist die Gemeinde 
gemäss schweizerischem Obligationenrecht verpflichtet, sich am Unterhalt dieser Anlagen zu beteiligen. 
Es wurde mit der Eigentümerschaft vereinbart, dass die Hälfte des jährlichen Unterhalts in kapitalisierter 
Form als Infrastrukturleistung gilt. Dies ergibt rund CHF 1'220'000.00.--. Mit anderen Worten: Die Ge-
meinde erhält das Nutzungs- und öffentliche Geh- und Wegrecht der betreffenden Anlagen. Die gesamten 
Kosten übernimmt die Eigentümerschaft. Weiter wurde vereinbart, dass die Eigentümerschaft des Areals 
an die bauliche und gestalterische Erneuerung der Hardstrasse CHF 500'000.00.-- zahlt (separate Vor-
lage).  

Der Gemeinderat ist überzeugt, dass die vorliegende Vereinbarung für die Gemeinde grosse Vorteile mit 
sich bringt. So wird das öffentliche Wegnetz sinnvoll ergänzt und ein attraktiver Freiraum geschaffen, wel-
cher durch die gesamte Bevölkerung genutzt werden kann. Bau, Unterhalt und Erneuerung bleiben bei der 
Eigentümerschaft. Der Gemeinde entstehen dadurch keine Aufwendungen.  
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Abbildung 2: Ausschnitt Quartierplan "Dychrain Ost" 
 

 
Abbildung 3: Ausschnitt Quartierplan "Dychrain Ost", Schnitt A-A 

 
 

 Konzeptidee Quartierplan 
Vorgesehen ist eine Längsbaute entlang der Bruderholzstrasse sowie zwei Gebäude am St. Albanteich. 
Mit einem Riegel entlang der Bruderholzstrasse wird ein grosser Teil des Areals gegenüber der Strasse 
abgeschirmt. Entsprechend nimmt das Gebäude mit den acht Vollgeschossen auch eine Lärmschutzfunk-
tion ein. Durch die Platzierung der Baukörper an den Rändern entsteht ein grosser öffentlicher Freiraum. 
Der gesamträumliche Lösungsansatz leistet somit einen Beitrag hinsichtlich des Städtebaus sowie dem 
Freiraum, der über das Areal hinausgeht. Aufgrund der sehr guten Anbindung an das öffentliche Nahver-
kehrsnetz sowie an das Velonetz ist das Areal für eine Wohnnutzung in vorliegender Form geeignet. 
 
 

 Ziele und Inhalte der Quartierplanung  

3.1.4.1 Nachfolgenutzung der vorhandenen Industriebrache 
Die Quartierplanung ist nach der Einrichtung der Zone mit Quartierplanpflicht der zweite Schritt, der es 
ermöglicht, die altrechtliche Industrienutzung in eine Wohnnutzung zu überführen. Der städtebauliche Stu-
dienauftrag hat gezeigt, dass eine entsprechende Bebauung auch entlang der Bruderholzstrasse möglich 
ist. Die Lärmgrenzwerte sind eingehalten. Die Gebäude werden 4, 6 und 8 Vollgeschosse hoch. 
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3.1.4.2 Schaffung von Wohnraum für Familien und Einzelpersonen  
Es sollen rund 120 Wohnungen entstehen, die insbesondere für Familien konzipiert, aber auch für Ein- 
und Zweipersonenhaushalte geeignet sind. Es sind Wohnungsgrössen von 2,5 bis 5,5 Zimmer vorgese-
hen. Die kompakte Bauweise und der zeitgemässe Ausbaustandard ermöglichen Mietpreise im mittleren 
Preissegment. Aufgrund des vielfältigen Wohnungsangebotes wird auch eine gemischte Bewohnerschaft 
erwartet.  

3.1.4.3 Öffentliche Zugänglichkeit der Frei- und Aufenthaltsräume 
Entstehen wird ein modernes Quartier, in dem insbesondere die Fusswege direkt zu den Haltestellen 
"Neue Welt" von Bus (BLT Linie 60) und Tram (BLT Tramlinie 10) führen. Der neue attraktive Freiraum ist 
ein Park mit Zugang zum St. Albanteich. Die Bewohnerschaft profitiert von einem attraktiven Wohnumfeld. 
Durch die direkte Anbindung an den "Park im Grünen" (ehemals Grün 80) und an die Birs wird der Erho-
lungsraum erweitert. Der neue Freiraum und die Fusswege sind öffentlich zugänglich und somit für die 
gesamte Bevölkerung nutzbar. 

3.1.4.4 Zukunftsorientiertes Energiekonzept  
Aus Gründen des Grundwasserschutzes dürfen keine Bauten und Bauteile im Grundwasserbereich errich-
tet werden. Deswegen kommen die Gebäude auf einem Sockel zu stehen. Das Sockelgeschoss kann die 
Funktion der Tiefgarage übernehmen. Somit sind vergleichsweise wenig Aushubarbeiten notwendig. So 
können auch die LKW-Transporte für die Bauphase reduziert werden. 

Weiter kann das Wasser des St. Albanteichs als Wärmequelle für die Beheizung der Gebäude verwendet 
werden. Berechnungen haben gezeigt, dass der grösste Teil des Wärmebedarfs aus einer nachhaltigen 
Quelle gedeckt werden kann. Für die Erweiterung "Dychrain West" steht ebenfalls genügend Kapazität zur 
Verfügung. 

Nebst der Flusswasser-Wärmepumpe sind zusätzlich Photovoltaik-Anlagen vorgesehen, um den Komfort-
wärmebedarf abdecken zu können. 

Die Eigentümerschaft ist bestrebt, das Bauvorhaben nach den Normen der 2000-Watt-Gesellschaft nach 
dem "Effizienzpfad Energie" der SIA umzusetzen. Aufgrund eines gewichtigen Punktes (Anzahl der zu 
erstellenden Pflichtparkplätze für Autos) ist die Umsetzung noch nicht gesichert. 

3.1.4.5 Optimierung Parkplatzangebot 
Aufgrund des Wohnungsangebotes, der Fusswegerschliessung zu den Haltestellen des öffentlichen Ver-
kehrs, aber auch der Lage zum kommunalen und regionalen Velowegnetz reicht es aus, dass pro Woh-
nung lediglich 1 Parkplatz (inkl. Besucher) gebaut wird. Dies ist ein Drittel weniger als der kantonale Richt-
wert. Dadurch entstehen weniger Fahrbewegungen, als wie in einer üblichen Siedlung. 
 
 

 Planungsdokumente 
Die Quartierplanvorschriften bestehen aus folgenden verbindlichen Instrumenten: 

- Quartierplan, Situation (1:500) und Schnitte (1:1'000) 
- Quartierplan-Reglement 

Zur Quartierplanung wurde ein Planungsbericht ausgearbeitet. In diesem sind die Planungsinhalte erläu-
tert und die einzelnen Planungsschritte dokumentiert. Der Planungsbericht ist nicht rechtsverbindlich, liegt 
jedoch zum besseren Verständnis den Beschlussdokumenten bei.  

Die Quartierplanunterlagen, der Planungsbericht, der Mitwirkungsbericht sowie weitere orientie-
rende Unterlagen können auf der Gemeinde-Website www.muenchenstein.ch (Stichwort Quartier-
plan Dychrain Ost) sowie auf der Bauverwaltung eingesehen werden. 
 
 

 Quartierplanvertrag 
Zur Regelung der privatrechtlichen Inhalte der Planung wurde ein Quartierplanvertrag ausgearbeitet. Dies 
wurde notwendig, da neben der Gemeinde noch fünf weitere direkt betroffene Eigentümerschaften invol-
viert sind. Dabei werden die Grenz- und Näherbaurechte, die öffentlichen Zugangs-, Durchgangs- und 
Nutzungsrechte sowie Wassernutzungsrechte (Wärmegewinnung), Unterhalts- und Einleitungsrechte ver-
einbart. Dieser liegt in unterzeichneter Form vor.  
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 Vorprüfung Kanton 
Der Entwurf der Quartierplanung "Dychrain Ost" wurde zusammen mit dem Entwurf der Quartierplanung 
"Dychrain West" am 16. September 2014 dem Amt für Raumplanung zur kantonalen Vorprüfung einge-
reicht. Mit Bericht vom 18. März 2015 nahm der Kanton Stellung. Die Reaktion der Gemeinde geht aus 
dem Planungsbericht hervor. Insbesondere wurde zusammen mit der Kantonalen Denkmalpflege und der 
Kantonalen Denkmal- und Heimatschutzkommission die Dimension und Höhe der Bauten am St. Alban-
teich nochmals begutachtet. Es erfolgte eine Reduktion in der Stockwerkanzahl, damit die kantonal ge-
schützte Hammerschmiede weiterhin ihre städtebauliche Geltung ausstrahlen kann. 

Aufgrund der Änderung der kantonalen Verordnung zum Raumplanungs- und Baugesetz bezüglich Park-
platzbedarf konnte im Januar 2019 - in Abweichung zum Vorprüfungsbericht aus dem Jahr 2015 - eine 
Optimierung des Parkplatzbedarfs erreicht werden (siehe Kapitel 3.1.4.5). 
 
 

 Mitwirkungsverfahren 
Vom 18. Oktober bis zum 18. November 2018 wurde das öffentliche Mitwirkungsverfahren durchgeführt. 
Die Einladung erfolgte ordnungsgemäss im Wochenblatt Nr. 41/42 und im kantonalen Amtsblatt Nr. 42 
vom 11. Oktober 2018 bzw. 18. Oktober 2018. Weiter wurde auf der Website der Gemeinde (www.muen-
chenstein.ch) über das Mitwirkungsverfahren informiert. 

Am 18. Oktober 2018 fand eine öffentliche Informationsveranstaltung statt. Der Gemeinderat informierte 
über das Vorhaben und beantwortete Fragen. 

Insgesamt gingen elf Mitwirkungseingaben ein. Zwei Eingaben bemängelten die städtebauliche respektive 
die denkmalpflegerische Eingliederung. Der Gemeinderat ist der Meinung, dass durch das gewählte Ver-
fahren (Wettbewerb mit Jury) und den nochmaligen Umgang mit der Kantonalen Denkmal- und Heimat-
schutzkommission (siehe kantonale Vorprüfung Kap. 3.1.7), die genannten Aspekte ausreichend berück-
sichtigt worden sind.  

Der überwiegende Teil der Eingaben befasste sich mit der Verkehrsbelastung, die neu über die Hard-
strasse abgewickelt werden soll. Dabei wird weitgehend der Baustellenverkehr angesprochen. Der Ge-
meinderat liess in der Folge nochmals mögliche Baustellenerschliessungen (Baustellenerschliessung über 
die Bruderholzstrasse) abklären. Die Einfahrtsvarianten sind dem kantonalen Tiefbauamt und dem Amt für 
Umwelt und Energie vorgelegt worden. Verkehrstechnisch und aus Gründen des Grundwasserschutzes 
wäre eine Variante mit erhöhtem Aufwand (separate Entwässerung, Tor, Markierung, ev. Böschungssi-
cherung etc.) bewilligungsfähig. Jedoch könnte das Provisorium lediglich für die Zufahrten genutzt werden, 
die Wegfahrten wären über die Hardstrasse abzuwickeln. Dies ist nicht verhältnismässig. Der weitaus 
grösste Teil der provisorischen Zufahrt käme auf das westliche Areal (Eigentümerin CMS) zu liegen, wel-
che die Erschliessung jedoch nicht für das dortige Bauvorhaben in Anspruch nehmen könnte, was eine 
zeitliche Abhängigkeit der zwei Bauprojekte bedeutet. Die Erstellung des Provisoriums kann technisch nur 
vom Areal selbst und somit über die Hardstrasse erfolgen. Dies hätte zur Folge, dass viele LKW-Fahrten, 
nebst dem eigentlichen Baustellenverkehr, zusätzlich für die Erstellung sowie den Rückbau des Proviso-
riums über die Hardstrasse anfallen. 
 
Der dem Dossier beiliegende Mitwirkungsbericht (gemäss Punkt 3.1.5 verfügbar) gibt detailliert Auskunft.  
 
 

 Weitere Kommunikationsmassnahmen 
Am 21. März 2019 findet eine Informationsveranstaltung statt, bei der allfällige offene Fragen geklärt wer-
den können. Über die Veranstaltung wird vorgängig im Wochenblatt Birseck sowie auf der Gemeinde-
Website informiert. Zudem bietet der Gemeinderat den Mitwirkenden an, Fragen zu ihrem Anliegen direkt 
stellen zu können.  
 
 

 Finanzielle Auswirkungen der Gemeinde 
Die Kosten für die Erarbeitung der Quartierplanung wurden vollständig vom Projektträger Läckerli Huus 
AG getragen. Abgesehen vom üblichen Betreuungsaufwand für das QP-Verfahren durch die Mitarbeiter 
der Verwaltung entstand für die Gemeinde kein Aufwand. 

Wie in der Vorgeschichte (Kap. 3.1.2.4) beschrieben, handelte die Gemeinde mit der Eigentümerschaft 
einen Infrastrukturvertrag aus. 
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3.2 Antrag 

Antrag zu Traktandum 3 
 
Die Quartierplanung „Dychrain Ost“ bestehend aus dem Quartierplan-Reglement und dem 
Quartierplan (Situation 1:500 und Schnitt 1:1000) wird beschlossen. 
 
Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 
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4 Traktandum 
4.1 Begrenzung von Zusatzbeiträgen zu den Ergänzungsleistungen 

(EL) - Erlass eines Reglements 

 Ausgangslage 
Am 1. Januar 2018 hat der Kanton Basel-Landschaft, als letzter Kanton der Schweiz, die sogenannte EL-
Obergrenze eingeführt. Damit werden die Ergänzungsleistungen an die Kosten für Pension und Betreuung 
in Pflegeheimen, unabhängig von der effektiven Höhe der Tagestaxe, nur noch bis zu dieser EL-Ober-
grenze solidarisch von allen Gemeinden im Verhältnis zu den Einwohnerzahlen getragen. Der über die 
EL-Obergrenze hinausgehende Betrag bis zur effektiven Höhe der Heimtaxen für Pension und Betreuung 
ist als Zusatzbeitrag von der jeweiligen Wohngemeinde (Niederlassung) zu übernehmen. Die Finanzierung 
der Kosten für die Pflege bleibt unverändert. Die Gemeinden müssen weiterhin die über den Beiträgen der 
Krankenversicherer und einem allfälligen Bewohneranteil liegende Restfinanzierung der Pflegekosten tra-
gen.  

Die Umsetzung dieses neuen Systems mit der Begrenzung der EL erfolgt gestaffelt: Für das Jahr 2018 
legte die Ergänzungsleistungsverordnung die EL-Obergrenze auf CHF 200.00 pro Tag fest. In den folgen-
den Jahren sinkt sie jedes Jahr um CHF 10.00 pro Tag, bis sie im Jahr 2021 schlussendlich CHF 170.00 
pro Tag beträgt. 
 
 

 Neue Steuerungsanreize 
Mit der Differenzierung zwischen solidarisch getragener EL und von den Gemeinden individuell getrage-
nen Zusatzbeiträgen erhalten die Gemeinden im Sinne eines Steuerungsinstruments einen für sie spürba-
ren Anreiz, in den Leistungsvereinbarungen mit ihren Pflegeheimen auf kostendämpfende Massnahmen 
hinzuwirken und alternative ambulante Angebote zu fördern.  

Die einzelnen Gemeinden werden künftig selbst die finanziellen Konsequenzen von über der EL-Ober-
grenze liegenden Kosten tragen – ausser es handelt sich um Personen, die vor dem Eintritt ins AHV-Alter 
als IV-Rentner bereits EL bezogen haben: In solchen Fällen übernimmt der Kanton die Zusatzbeiträge, da 
er mit der Neuaufteilung der EL seit 2016 die Finanzierung der EL zur IV vollständig übernommen hat.  

Auf einen weiteren Spezialfall sei noch hingewiesen: Aufgrund der Einführung einer EL-Obergrenze wird 
es künftig Bewohnerinnen und Bewohner von Pflegeheimen geben, die keinen Anspruch auf EL haben, 
da deren finanzielle Leistungsfähigkeit über der EL-Obergrenze liegt, aber dennoch nicht vollständig aus-
reicht zur Deckung der Heimkosten. In solchen Fällen muss die Finanzierungslücke ebenfalls durch einen 
(reduzierten) Zusatzbeitrag von der Wohngemeinde gedeckt werden. 
 
 

 Reglementsbestimmungen 
Mit den Vertretern der Stiftung Hofmatt wurden die grundsätzlichen Rahmenbedingungen eines solchen 
Reglements besprochen und durch den Gemeinderat verabschiedet:  
 

Reglement zur Begrenzung von Zusatz- 
beiträgen zu den Ergänzungsleistungen  
vom 10. Dezember 2018 

Kommentare 

Ingress 
 
Die Einwohnergemeindeversammlung der  
Gemeinde Münchenstein, gestützt auf § 47 Ab-
satz 1 Ziffer 2 des Gemeindegesetzes vom 
28.05.1970 in Verbindung mit den §§ 2a quater 
und 2a quinquies des Ergänzungsleistungsgeset-
zes vom 15.02.1973 zu AHV und IV (ELG), be-
schliesst: 

 
 
Keine. 
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Reglement zur Begrenzung von Zusatz- 
beiträgen zu den Ergänzungsleistungen  
vom 10. Dezember 2018 

Kommentare 

§ 1 Regelungsbereich und Definition 
1 Dieses Reglement regelt für die durch die Ge-
meinde ausgerichteten Zusatzbeträge gemäss § 
2abis ELG an Personen, die in Alters- und Pfle-
geheimen oder in Spitälern leben, folgende As-
pekte: 

a. die Begrenzung der Zusatzbeiträge,  
b. die Rückzahlung der Zusatzbeiträge, 
c. die Ausrichtung der Zusatzbeiträge, 
d. die Übergangsregelung für Zusatzbei-

träge. 
2 Die Zusatzbeiträge decken Finanzierungs-lü-
cken. 
3 Finanzierungslücken sind 

a. bei EL-Beziehenden die Differenz zwi-
schen der EL-Obergrenze und den je-
weiligen Taxen eines Alters- und Pfle-
geheimes bzw. eines Spitals für Unter-
bringung und Betreuung 

b. bei Personen, die aufgrund der EL-
Obergrenze keine Ergänzungsleistun-
gen erhalten, die Differenz zwischen 
dem Selbstzahlungsanteil und den je-
weiligen Taxen eines Alters- und Pfle-
geheimes bzw. eines Spitals für Unter-
bringung und Betreuung. 

4 Der Selbstzahlungsanteil umfasst das anre-
chenbare Einkommen abzüglich der anderen 
anerkannten Ausgaben gemäss der EL-
Verfügung. 

 

 

 

 

Zu allen vier aufgeführten Aspekten sind Rege-
lungen möglich, aber nicht erforderlich. Es ist 
der Gemeinde überlassen, ob sie einen einzel-
nen oder mehrere Aspekte regeln will und wel-
che davon betroffen sind. 

Abs. 2-4 dienen der Präzisierung des Gesetzes 
und der Definition des Begriffs „Selbstzahlungs-
anteil“. 

Abs. 3 Buchstabe b bezieht sich auf Personen, 
die ohne EL-Obergrenze Ergänzungsleistungen 
erhalten würden, welche jedoch aufgrund der 
EL-Obergrenze wegfallen, da ihr Selbstzah-
lungsanteil höher als die EL-Obergrenze ist, 
aber niedriger als die APH-Taxen. Diese Finan-
zierungslücke ist durch Zusatzbeiträge zu de-
cken. 

§ 2 Geltungsbereich 
Zusatzbeiträge werden auf Gesuch hin an Per-
sonen ausgerichtet, die vor dem Heim- oder Spi-
taleintritt in der Gemeinde Münchenstein Nieder-
lassung hatten. 

 
Keine. 

§ 3 Zuständigkeit 
1 Das Gesuch um Zusatzbeiträge ist zusammen 
mit dem Antrag auf Ergänzungsleistungen der 
Gemeindezweigstelle einzureichen. 
2 Die Gemeindeverwaltung ist zuständig für die 
Verfügung über die Zusatzbeiträge. 
3 Die Zusatzbeiträge werden direkt dem betref-
fenden Alters- und Pflegeheim oder Spital aus-
bezahlt, in dem sich die Gesuchstellerin resp. 
der Gesuchsteller aufhält. 

 

 

 

 

 

Ohne diese Regelung werden die Zusatzbeiträ-
ge an den/die Bezüger/in ausbezahlt, wie dies 
aufgrund des Bundesrechts bei der EL ge-
schieht. 

§ 4 Begrenzung der Zusatzbeiträge 
1 Die Zusatzbeiträge werden begrenzt. Sie be-
rechnen sich aus der Differenz zwischen der EL-
Obergrenze bzw. des Selbstzahlungsanteils und 
den jeweiligen Taxen für Unterbringung und Be-
treuung in der Stiftung Hofmatt, Münchenstein. 

 

Diese Formulierung garantiert, dass in jedem 
Fall die Stiftung Hofmatt ausgewählt werden 
kann. 
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Reglement zur Begrenzung von Zusatz- 
beiträgen zu den Ergänzungsleistungen  
vom 10. Dezember 2018 

Kommentare 

2 Sofern für eine Person innert zumutbarer Frist 
kein geeigneter Platz verfügbar ist in einem 
Heim, dessen Taxen maximal jenen gemäss 
Absatz 1 entsprechen, sind ihre Zusatzbeiträge 
fortan auf die Differenz zwischen der EL-
Obergrenze bzw. des Selbstzahlungsanteils und 
der jeweiligen Taxen für Unterbringung und Be-
treuung im nächst teureren Heim in der Region 
begrenzt, das einen geeigneten freien Platz auf-
weist. 

Hier wird geregelt, dass sofern Absatz 1 nicht 
zum Tragen kommt (weil es zum Zeitpunkt des 
Heimeintritts keinen geeigneten freien Platz in 
einem Heim gibt, in dem die Zusatzbeiträge ge-
mäss Absatz 1 ausreichen), nicht ein beliebiges 
Heim gewählt werden kann, sondern das nächst 
teurere mit einem geeigneten freien Platz. 

 

§ 5 Rückzahlbarkeit der Zusatzbeiträge 
1 Durch die Gemeinde ausgerichtete Zusatzbei-
träge werden bei den Bewohnerinnen und Be-
wohnern (samt Zinsen) zurückgefordert, wenn 
sich ihre bzw. seine wirtschaftlichen Verhält-
nisse insofern verbessert haben, als kein An-
spruch auf Ergänzungsleistungen oder Zusatz-
beiträge mehr besteht. 
2 Müssen Bewohnerinnen bzw. Bewohner man-
gels eines geeigneten Platzes in der Stiftung 
Hofmatt, Münchenstein, in eine teurere Institu-
tion eintreten, so beschränkt sich die Rückforde-
rung der geleisteten Zusatzbeiträge auf denjeni-
gen Teil, der zurückzubezahlen wäre, wenn die 
Bewohnerin bzw. der Bewohner sich in der Stif-
tung Hofmatt, Münchenstein, aufgehalten hätte. 
3 Werden Zusatzbeiträge nicht zu Lebzeiten der 
Bewohnerin bzw. des Bewohners zurückerstat-
tet, so hat die Gemeinde einen Rückforderungs-
anspruch gegenüber den Erben, höchstens aber 
im Rahmen des Erbanspruches. 
4 Die Höhe des Zinses entspricht dem kommu-
nalen Vergütungszins für Vorauszahlungen bei 
der Gemeindesteuer. 
5 Zur Vermeidung von Härtefällen kann der Ge-
meinderat auf die Rückforderung verzichten. 

 

Das kantonale Gesetz sieht die Möglichkeit der 
Rückzahlbarkeit von Zusatzbeiträgen vor, sofern 
dies im kommunalen Reglement geregelt ist. 
Wird auf diesen Paragraphen verzichtet, so sind 
die Zusatzbeiträge nicht rückzahlbar. 

§ 6 Übergangsregelung 
Personen, die sich bei Inkrafttreten dieses Reg-
lements bereits in einem Alters- und Pflegeheim 
oder Spital befinden und dieses nicht wechseln, 
werden in Abweichung von § 4 Abs. 1 dieses 
Reglements Zusatzbeiträge ausgerichtet bis zur 
Höhe der jeweiligen Taxen für Unterbringung 
und Betreuung im Heim, in dem sie sich befin-
den. 

 
 
Keine. 

§ 7 Rechtsmittel 
Gegen Verfügungen der Gemeindeverwaltung 
gestützt auf dieses Reglement kann innerhalb 
von 10 Tagen seit Zustellung beim Gemeinderat 
Münchenstein schriftlich und begründet Be-
schwerde erhoben werden. 

 

 
 
Keine. 
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Reglement zur Begrenzung von Zusatz- 
beiträgen zu den Ergänzungsleistungen  
vom 10. Dezember 2018 

Kommentare 

Gegen Verfügungen des Gemeinderates ge-
stützt auf dieses Reglement kann innerhalb von 
10 Tagen seit Zustellung beim Regierungsrat 
schriftlich und begründet Beschwerde erhoben 
werden. 

§ 8 Verordnung 
Der Gemeinderat ist ermächtigt, die für den Voll-
zug dieses Reglements allfällig erforderliche 
Verordnung zu erlassen. 

Keine. 

§ 9 Inkrafttreten 
Dieses Reglement tritt vorbehältlich der Geneh-
migung durch die Finanz- und Kirchendirektion 
des Kantons Basel-Landschaft am  
1. Januar 2019 in Kraft. 

Keine. 

 
 
4.2 Antrag 

Antrag zu Traktandum 4 
 
1. Die vorgenannten Reglementsbestimmungen werden beschlossen. 
 
2. Das Reglement tritt nach der Genehmigung durch die Finanz- und Kirchendirektion  

Basel-Landschaft per 1. Januar 2019 in Kraft. 

 
Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 
 
 
  

Keine.
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5 Traktandum 
5.1 Antrag gemäss § 68 Gemeindegesetz von Antonio Madeira i. S. 

Umtriebsgebühren für nachträgliches Vorweisen der Jahrespark-
karte bei Busse für Jahresparkkartenbesitzer 

 Ausgangslage 
An der Gemeindeversammlung vom 21. Juni 2018 wurde durch Antonio Madeira ein Antrag gemäss § 68 
Gemeindegesetz mit folgendem Wortlaut eingereicht: 
"Ich habe einen Antrag zum Thema Parkplatz in Münchenstein. Es geht um die Jahresparkkarte, die viele von ihnen 
wahrscheinlich bereits kennen. Mir ist es mal passiert, dass ich vergessen habe die Parkkarte im Auto zu hinterlegen. 
Ich habe das Auto die ganze Woche nicht genutzt. Die Polizei kam vorbei und hat mich innerhalb von zwei Tagen 
zweimal gebüsst für jeweils CHF 40.00. Jetzt stelle ich einen Antrag gemäss § 68. Ich lese es kurz vor: Als Anwohner 
der Therwilerstrasse besitze ich eine Einwohnerparkkarte für CHF 30.00 Jahresgebühr. Nun habe ich einmal verges-
sen, die Parkkarte ordnungsgemäss zu platzieren und dafür gleich zwei Busszettel à CHF 40.00 erhalten, da ich mein 
Fahrzeug während der Woche nicht bewegt habe. Deshalb möchte ich den Antrag stellen, dass wenn man eine Park-
karte hat und diese zu platzieren vergisst, man die Karte später bei der Gemeindepolizei vorweisen kann und dann 
nicht gebüsst wird, sondern bloss eine angemessene Umtriebsgebühr bezahlen muss, ähnlich wie dies z. B. beim 
Umweltschutz-Abo der Fall ist, d.h. wenn wir im Tram unser Abo vergessen, können wir gegen das Vorweisen des 
Tram-Abos nur noch CHF 5.00 bezahlen anstatt CHF 100.00. Vielleicht ist jemand anderem auch schon das gleiche 
wie mir passiert. D.h. der Gemeinderat nimmt das zur Kenntnis, macht eine Analyse und eine Überprüfung, ob da 
etwas zu machen ist. Ich ging auch zur Gemeindepolizei und habe meine Jahresparkkarte vorgewiesen. Die Polizei 
sagte mir, dass es für alle gleich ist. Ich finde das nicht korrekt, weil es jedem passieren kann, die Parkkarte zu 
vergessen. Ich musste jetzt für die beiden Bussen CHF 80.00 bezahlen, d.h. wenn ich das Auto nicht weggestellt 
hätte, hätten sie das gleiche Auto drei oder vier Mal gebüsst und das finde ich etwas unfair. Mit CHF 80.00 hätte ich 
für drei Jahre eine Jahresparkkarte bezahlt." 

Der Gemeinderat hat diesen Antrag entgegengenommen, da § 12 des Parkierreglements von einer Ände-
rung betroffen wäre. 
 

 Rechtliche Grundlagen 
Das aktuelle Parkierreglement weist unter § 12 Abs. 2 folgende Strafbestimmungen auf: 

Nicht oder nicht gut sichtbares Anbringen der Parkkarte am Fahrzeug wird mit einer Busse gemäss Ord-
nungsbussenkatalog geahndet (Anhang 1 der Ordnungsbussenverordnung vom 4. Mai 1996, SR 
741.031). 

Gemäss der Ordnungsbussenverordnung vom 4. Mai 1996, SR 741.031 wird in der Bussenliste unter den 
Punkten 202.1. und 202.2. das nicht oder nicht gut sichtbare Anbringen der Parkscheibe respektive des 
Parkzettels am Fahrzeug mit einer Busse von CHF 40.00 belegt. 
 

 Ergänzung im Reglement 
Um Personen, die das Anbringen einer kontrollschildgebundenen Parkkarte vergessen haben, entgegen-
kommen zu können, ist im Sinne des vorliegenden Antrages folgende Ergänzung im Parkierreglement 
unter § 12 notwendig: 
3Inhaber einer kontrollschildgebundenen Jahres- oder Monatsparkkarte, die gemäss § 12 Abs. 2 gebüsst 
wurden, können innert 10 Tagen nach Ausstellung der Ordnungsbusse gegen Vorweisen der entsprechen-
den Parkkarte und Bezahlung einer Umtriebsentschädigung im Gegenwert einer Tagesparkkarte die aus-
gestellte Ordnungsbusse bei der Gemeindepolizei stornieren lassen. 
 
 

5.2 Antrag 

Antrag zu Traktandum 5 
 
Die vorgenannte Ergänzung des Parkierreglements mit § 12 Abs. 3 wird beschlossen. 
 
Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 
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6 Traktandum 
6.1 Ausdehnung Parkierreglement "Neuewelt" 

 Ausgangslage 
An der Gemeindeversammlung vom 12. März 2018 wurde von Herrn Jürg Berger und 14 Mitunterzeich-
nenden gemäss § 68 Gemeindegesetz die Ausdehnung des Geltungsbereichs des Parkierreglements 
„4142“ für das Gebiet „Neuewelt“ beantragt. 
 

 „Ausdehnung des Geltungsbereichs Parkierreglement“ 
Gemäss Parkierreglement der Einwohnergemeinde Münchenstein vom 14. September 2011 wird der Ge-
meinderat beauftragt, den Geltungsbereich auf weitere Gemeindegebiete auszudehnen, wo Bedarf der 
Einwohnerschaft besteht. 

Der Gemeinderat hat das an der Gemeindeversammlung vom 20. Juni 2011 beschlossene Parkierregle-
ment in den letzten Jahren umgesetzt und nach den Bedürfnissen der Anwohnerschaft mehrmals erweitert.  

Für folgende Quartiere gelten bereits heute blaue Zonen mit Parkkarten: Gartenstadt, Lange Heid, Fichten-
waldstrasse, Birseckstrasse, Lärchenstrasse, Schulackerstrasse, Schulstrasse, Grubenstrasse, Garten-
strasse, Dammstrasse, Rosenstrasse, Buchenstrasse, Heiligholz Ost. 

Die Einwohnerparkkarte kostet CHF 30.00/Jahr, Tagesparkkarten können zum Preis von CHF 10.00 be-
zogen werden. Mitarbeiterparkkarten sind zum Preis von CHF 50.00/Monat erhältlich.  

Mit den Monatsparkkarten für auswärtige Automobilisten will der Gemeinderat wieder mehr freie Park-
flächen für die Einwohnerinnen und Einwohner schaffen. 

Gebiet "Neuewelt": 
Der Antrag zur Ausdehnung des Geltungsbereichs des Parkierreglements wurde für den Bereich Neuewelt 
gestellt. Auf Empfehlung des Verkehrsausschusses wurde vom Gemeinderat beschlossen, die Bevölke-
rung im ganzen Gebiet „Neuewelt“ inkl. "Zollweiden" (siehe Planbeilage) mittels Fragebogen über eine 
Erweiterung der bestehenden Parkierzone „4142“ zu befragen. 

Die betroffene Bevölkerung (ca. 450 Haushalte) wurde per Brief inkl. einem Fragebogen (Eingabefrist bis 
7. Dezember 2018) kontaktiert. Die Auswertung der eingegangenen Fragebögen hat folgende Resultate 
ergeben:  

Gesamthaft gingen 159 Antworten ein; 102 Antwortende sind für eine Erweiterung der Parkierzone. 57 
sind dagegen. 

Die detaillierte Auswertung hat ergeben, dass folgende Strassenzüge mehrheitlich eine Einführung der 
Parkierzone „4142“ wünschen: 

Bruckfeldstrasse (ohne Markierung); Christoph Merian-Strasse; Hardstrasse; Kastanienweg; Melchior 
Berri-Strasse; Platanenweg; Rüttihardstrasse; Wartenbergstrasse; Wasserhausweg; Wasserhaus 

In den unten aufgeführten Strassen wird eine Einführung mehrheitlich abgelehnt: 

Entenweidstrasse; Langackerstrasse; Pappelweg; Zollweidenstrasse 

Die Umfrageergebnisse zeigen, dass eine grosse Mehrheit der Anwohner die Einführung des Parkier-
reglements im Gebiet "Neuewelt" wünscht. Die Anwohner der Bruckfeldstrasse haben der Parkierzone 
ebenfalls deutlich zugestimmt. Hier wurde mit grossem Mehr darauf hingewiesen, dass keine Parkfelder 
markiert werden sollen. 

An der Zollweidenstrasse und am Langackerweg wurde die Parkierzone jeweils mit einer Stimme knapp 
abgelehnt. 

An der Entenweidstrasse und am Pappelweg wird die Parkierzone deutlich abgelehnt. Die Auswertung der 
Umfragezettel hat gezeigt, dass die Anwohner ein allgemeines Fahrverbot mit der Option "Zubringerdienst 
gestattet" als Mittel gegen das "Wild-Parkieren" bevorzugen. Aus Sicht des Gemeinderates ist eine schwer 
kontrollierbare Insellösung mit Fahrverbot inmitten einer Parkierzone mit blauer Zone nicht sinnvoll. Im 
Weiteren würden die angrenzenden Quartierstrassen durch Mehrverkehr benachteiligt.  

Um eine zusammenhängende Parkierzone zu erhalten, müssen jedoch auch einzelne Strassen bzw. Ab-
schnitte in die Parkierzone „4142“ integriert werden, in denen ablehnende Antworten die Mehrheit bilden.  
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Der Gemeinderat empfiehlt deshalb, die Parkierzone „4142“ um den Abschnitt „Neuewelt“ als zusammen-
hängende Fläche über die Gebiete aller oben erwähnter Strassenzüge gemäss beiliegendem Situations-
plan (rot dargestellt) zu erweitern. 

 

 
 
 

 Kosten 
Die Ausgaben für die Ausweitung der Parkierzonen (Signalisation, Markierungen) werden auf ca. 
CHF 15‘000.00 geschätzt. Die Kosten werden über das laufende Budget abgerechnet. 
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 Stellungnahme des Gemeinderates 
Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass mit der vorgeschlagenen Erweiterung der Parkierzonen eine be-
darfsgerechte Erweiterung und Verbesserung des Parkplatzangebotes für die Einwohnerinnen und Ein-
wohner gewährleistet werden kann. 

Neben dem optimierten Parkplatzangebot soll der Parkplatz-Suchverkehr durch die vom Gemeinderat be-
schlossenen Gebühren für die Tages- und Pendlerparkkarten reduziert werden. 

Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass mit den vorgenannten Massnahmen den Anliegen der Anwohnerin-
nen und Anwohnern entsprochen wird und empfiehlt der Gemeindeversammlung, die Anträge gutzuheis-
sen. 
 
 
6.2 Antrag 

Antrag zu Traktandum 6 
 
Die Bruckfeldstrasse; Christoph Merian-Strasse; Hardstrasse; Kastanienweg; Melchior Berri-Strasse; 
Platanenweg; Rüttihardstrasse; Wartenbergstrasse; Wasserhausweg; Wasserhaus; Entenweidstrasse; 
Langackerstrasse; Pappelweg und Zollweidenstrasse werden in die Parkierzone "4142" aufgenommen. 
 
Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 
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7 Traktandum 
7.1 Revision Parkierreglement 

Einführung einer Arbeitgeber/innen-Parkkarte 

 Ausgangslage 
Das aktuelle Parkierreglement bietet folgende Parkkartenvarianten auf dem Gemeindegebiet: 

Parkkartentyp Preis Geltungsbereich 

Einwohner-Parkkarte Fr. 30.- pro Jahr gem. Parkierreglement 

Mitarbeiter-Parkkarte 

(Auswärtige) 

Fr. 50.- pro Monat 

Fr. 300.-pro ½ Jahr 

Fr. 600.- pro Jahr 

gem. Parkierreglement 

Tagesparkkarte Fr. 10.- gem. Parkierreglement 

Das Münchensteiner Gewerbe hat den Gemeinderat und die Gemeindeverwaltung auf die teilweise 
schwierigen Parkierverhältnisse hingewiesen. Seitens der Gemeinde, als Trägerin des Labels "Energie-
stadt", besteht ein Interesse daran, eine nachhaltige Verkehrspolitik zu fördern. Dies mit dem Ziel, die 
Bevölkerung und Umwelt vom Strassenverkehr zu entlasten.  

Daraus entstand seitens Verwaltung der Vorschlag, eine kontrollschildungebundene Arbeitgeber/innen-
Parkkarte einzuführen. Mit dieser haben in Münchenstein ansässige Firmen die Möglichkeit, für ihre Mit-
arbeitenden Parkkarten mit einer eigenen Gebührengestaltung zu beziehen. Der zu erzielende Effekt soll 
sein, dass Mitarbeitende Fahrgemeinschaften bilden (Car-Pooling). 
 
 

 Erwägungen 
Es stellt sich die Frage, ob durch eine solche Arbeitgeber/innen-Parkkarte nicht eine übermässige Belas-
tung der bestehenden Parkierzonen entstehen würde. Dies insbesondere in Wohnquartieren, die in der 
Nähe von Gewerbegebieten liegen. Um dieses Risiko zu minimieren, können Steuerungsmöglichkeiten 
wie z. B. die Einschränkung auf ein Gebiet, Kontingentierung, Gebührengestaltung und Bezugsberechti-
gung zur Anwendung gelangen 

Auch wenn das Potenzial für Car-Pooling sehr gross ist, wird es aktuell eher selten genutzt. Ein Grund ist 
der Koordinationsaufwand, um Personen zu finden, die zur gleichen Zeit zu einem ähnlich gelegenen Ort 
gelangen müssen. Somit sollen keine sehr restriktiven Einschränkungen zur Anwendung gelangen. 

Die Gebühren einer Arbeitgeber/innen-Parkkarte sollen so gestaltet sein, dass ein Anreiz besteht, Car-
Pooling zu betreiben.  

Seitens Verwaltung wird festgehalten, dass Parkkarten für auswärtige Mitarbeitende mit einer Gültigkeits-
dauer von einem Jahr wenig bezogen werden. Diesem Umstand soll mit einer Gebühren-Reduktion ent-
gegengewirkt werden. Bei den Einwohner/innen-Parkkarten soll eine Variante mit einer Gültigkeit von drei 
Jahren eingeführt werden. Dadurch liesse sich auch der Aufwand seitens Verwaltung reduzieren. Für die 
Umsetzung dieser beiden Punkte sind entsprechende Anpassungen in der Verordnung zum Parkierregle-
ment notwendig. 
 
 

 Darstellung der Reglements-Änderungen 
Für die Einführung einer solchen Arbeitgeber/innen-Parkkarte, Festlegung ihrer Preisspanne, Regelung 
der Bezugsberechtigung der Arbeitgeber/innen sowie Ausstellung und Übertragbarkeit, sind folgende Än-
derungen (kursiv) im Parkierreglement notwendig: 
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§ 4 Parkiergebühren und Parkierdauer 
1Parkplätze gemäss § 3 werden der Gebührenpflicht unterstellt. Die Parkierdauer wird gemäss § 6 
beschränkt. 
2Die Parkiergebühren werden durch den Gemeinderat in der Parkierverordnung festgelegt. Sie 
sind auf den Landesindex der Konsumentenpreise Basis Dezember 2005 (= 104.7 April 2010) in-
dexiert. 

Eine Parkkarte kostet: pro Tag  min. CHF 5.00  max. CHF 10.00 
für auswärtige Mitarbeitende pro Monat  min. CHF 25.00  max. CHF 50.00 
für auswärtige Mitarbeitende pro 1/2 Jahr  min. CHF 150.00  max. CHF 300.00 
für auswärtige Mitarbeitende pro Jahr  min. CHF 300.00  max. CHF 600.00 
für Arbeitgeber/innen pro Jahr  min. CHF 350.00  max. CHF 800.00 
für Einwohner/innen pro Jahr  min. CHF 25.00  max. CHF 60.00 

3Der Gemeinderat wird ermächtigt, die Modalitäten der regionalen Gewerbeparkkarte mit den zu-
ständigen kantonalen und kommunalen Organen zu vereinbaren. 
4Der Gemeinderat regelt die Bezugsberechtigung der Arbeitgeber/innen für die Arbeitgeber/innen-
Parkkarten in der Verordnung. 

 
§ 8 Erteilung und Entzug von Parkkarten 
1Die Gemeindeverwaltung ist zuständig für die Erteilung und den Entzug der Parkkarten. 
2In der Verordnung werden die Bezugsstellen der Parkkarten festgelegt. 
3Die Einwohner/innen von Münchenstein erhalten auf Antrag eine Einwohner/innen-Parkkarte. Pro 
eingelöstes Fahrzeug wird eine Parkkarte ausgestellt. 
4In Münchenstein tätige Arbeitnehmer/innen können für ihr Fahrzeug auf schriftliches Gesuch ih-
res/ihrer in Münchenstein ansässigen Arbeitgebers/Arbeitgeberin für die Parkierzone eine Mitar-
beitende-Parkkarte erwerben. 

4bis Die Arbeitgeber/innen-Parkkarte wird auf die jeweiligen Arbeitgeber/innen ausgestellt und ist 
übertragbar. 
5Jedermann hat Anspruch auf eine Tagesparkkarte. Die Tagesparkkarte erlaubt das uneinge-
schränkte Parkieren in der Parkierzone und ist 24 Stunden ab Abstellzeitpunkt des Motorwagens 
gültig. 
6Für Parkkarten, die vor Gültigkeitsablauf zurückgegeben werden, besteht kein Anspruch auf 
Rückerstattung der bezahlten Parkgebühr. 
7Änderungen der auf der Parkkarte vermerkten Angaben sind innert 14 Tagen der Gemeindever-
waltung zu melden. 
8Verlorene Parkkarten werden von der Gemeindeverwaltung gegen eine Bearbeitungsgebühr von 
CHF 20.00 ersetzt. 
9Bei missbräuchlicher Verwendung einer Parkkarte kann die Gemeinde- oder Kantonspolizei die 
entsprechende Parkkarte per sofort entziehen. 

 
 

 Änderung der Verordnung (orientierender Inhalt) 
Aus den unter Punkt 2. aufgeführten Erwägungen und den unter Punkt 3. genannten Änderungen im Reg-
lement ergeben sich ebenfalls Änderungen in der Verordnung zum Parkierreglement: 
 
a. Für die Arbeitgeber/innen-Parkkarte beträgt die Gebühr pro Jahr CHF 700.00.  
b. Eine Mitarbeitende-Parkkarte kostet neu pro Jahr CHF 550.00. 
c. Die Gebühren für Einwohner/innen-Parkkarten mit einer Gültigkeitsdauer von 3 Jahren betragen 

CHF 90.00. 
d. Unter § 2 Bezugsstellen ist Abs. 2 aufzuheben, da diese Tagesparkkarten zwischenzeitlich  

ausschliesslich an den Parkautomaten bezogen werden können. 
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e. Neu ist unter § 3 Abs. 1 die Bezugsberechtigung der Arbeitgeber/innen für Arbeitgeber/innen-Parkkar-
ten geregelt. 

 
Diese Änderungen in der Verordnung sind dem Anhang 1 zu entnehmen. 
 
 
7.2 Antrag 

Antrag zu Traktandum 7 
 
Die nachfolgenden Ergänzungen des Parkierreglements werden beschlossen: 
 
§ 4 Parkiergebühren und Parkierdauer (neue Parkkartenart als Zusatz zu den bestehenden Varianten) 

2Die Parkiergebühren werden durch den Gemeinderat in der Parkierverordnung festgelegt. Sie sind auf 
den Landesindex der Konsumentenpreise Basis Dezember 2005 (= 104.7 April 2010) indexiert. 

für Arbeitgeber/innen pro Jahr min. CHF 350.00 max. CHF 800.00.  

4Der Gemeinderat regelt die Bezugsberechtigung der Arbeitgeber/innen für die Arbeitgeber/innen-Park-
karten in der Verordnung. 

§ 8 Erteilung und Entzug von Parkkarten (Ergänzung mit neuem Absatz) 

4bis Die Arbeitgeber/innen-Parkkarte wird auf den/die jeweilige(n) Arbeitgeber/in ausgestellt und ist über-
tragbar. 

 
Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 

 
 Weitere Dokumentationen 

Die nachfolgenden Dokumentationen können bei der Gemeindeverwaltung während der Schalterstunden 
am Empfang bezogen oder auf der Website der Gemeinde Münchenstein www.muenchenstein.ch unter 
der Rubrik Politik & Verwaltung > Politik > Gemeindeversammlungen > 28.März 2019 heruntergeladen 
werden. 

 aktuelles Parkierreglement 

 aktuelle Verordnung zum Parkierreglement 
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8 Traktandum 
8.1 Verschiedenes 

 Mündliche Entgegennahme: Antrag § 68 Gemeindegesetz von D. Rehmann 
i.S. Subjektfinanzierung Spielgruppen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Münchenstein, 19. Februar 2019 Für den Gemeinderat 
 Der Präsident: Der Geschäftsleiter: 
 Giorgio Lüthi Stefan Friedli 
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1 ANHANG zu Traktandum 7 
(nicht Gegenstand der Beschlussfassung der Gemeindeversammlung) 

Revision Parkierreglement 
Einführung einer Arbeitgeber/innen-Parkkarte 

 
 
Darstellung der zukünftigen Verordnung zum Parkierreglement 
 
§ 1 Parkkartengebühren  

Einwohner/innen-Parkkarte CHF 30.00 pro Jahr 

** Einwohner/innen-Parkkarte CHF 90.00 für 3 Jahre 

*/**Mitarbeitende-Parkkarte 
CHF 50.00 pro Monat 
CHF 300.00 pro 1/2 Jahr 
CHF 550.00 pro Jahr 

** Arbeitgeber/innen-Parkkarte CHF 700.00 pro Jahr 

*Tagesparkkarte CHF 10.00 pro Tag 

§ 2 Bezugsstellen 
1Bezugsstelle für alle Parkkarten ist die Gemeindeverwaltung. 

2aufgehoben 

3Weitere Verkaufsstellen bestimmt der Gemeinderat. 

§ 3 Bezugsberechtigung der Arbeitgeber/innen für Arbeitgeber/innen-Parkkarten 
1In Münchenstein ansässige Arbeitgeber/innen haben einen schriftlichen Antrag bei der Gemeindepolizei 
einzureichen, aus dessen Begründung hervorgeht, für welche Mitarbeitende aus dem gleichen Einzugs-
gebiet eine Arbeitgeber/innen-Parkkarte bezogen wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



2 ANHANG Protokoll Gemeindeversammlung 
10. Dezember 2018 

 
 

Protokoll der Gemeindeversammlung 
 

3. Sitzung vom 10. Dezember 2018 im Kuspo Bruckfeld 
 

Anwesend vom Gemeinderat: Daniel Altermatt, Heidi Frei, Lukas Lauper, Jeanne Locher, 
Giorgio Lüthi, David Meier, René Nusch 

Stefan Friedli, Geschäftsleiter Gemeindeverwaltung 
Michael Schiener, Leiter Finanzen & Steuern 

Entschuldigt: Gemeindekommission: Yvette Harder, Miriam Locher, 
Susanne Suter 

Walter Banga 
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Traktanden 

1. Protokoll der Gemeindeversammlung vom 21. Juni 2018 

2. Bottmingerstrasse / Korrektion / Erneuerung / Genehmigung Verpflichtungskredit 

3. Antrag gemäss § 68 des Gemeindegesetzes i.S. Teilrevision des Abwasserreglements im Bereich Meteorwasser 

4. Antrag gemäss § 68 des Gemeindegesetzes i. S. Teilrevision des Friedhofreglements – Einführung einer unent-
geltlichen Bestattung 

5. Aufgaben- und Finanzplan 2019 bis 2023 des Allgemeinen Haushalts und der Spezialfinanzierungen 

6. Budget 2019 

7. Verschiedenes 
 Mündliche Beantwortung: Anfrage gemäss § 69 des Gemeindegesetzes i. S. Gliederung der Benutzerinnen 

und Benutzer von Betreuungsangeboten (Unterstützungsstufen der Schulergänzenden Betreuung) 
 Mündliche Berichterstattung: Zwischenbericht über die regierungsrätliche Beurteilung der Signalisationsho-

heit der Gemeinde im Falle öffentlich genutzter Privatstrassen sowie über den Stand der Arbeiten betreffend 
die Anträge gemäss § 68 des Gemeindegesetzes i. S. Ausdehnung Geltungsbereich Parkierreglement 
Quartier Neuewelt und Umtriebsgebühren für nachträgliches Vorweisen der Jahresparkkarte; beide anläss-
lich der Gemeindeversammlung vom 21. Juni 2018 vom Gemeinderat entgegengenommen. 

 
 
Gemeindepräsident G. Lüthi begrüsst rund 179 Einwohnerinnen und Einwohner sowie die Medienschaffenden zur 
heutigen Gemeindeversammlung. Die Medien sind vertreten durch Christian Fink (Basler Zeitung), Tobias Gfeller 
(Basellandschaftliche Zeitung und Wochenblatt Birseck). G. Lüthi weist darauf hin, dass Nichtstimmberechtigte im 
abgetrennten Bereich im Saal Platz nehmen müssen und gibt die Entschuldigungen bekannt. Als Stimmenzähler wur-
den Csaba Nemesch, Christa Scherrer, Sandra Guex und Peter Tobler bestimmt.  
 
Die Einladungen wurden ordnungsgemäss nach §55 rechtzeitig versandt und die zu behandelnden Geschäfte zeitge-
recht im amtlichen Anzeiger veröffentlicht bzw. den Stimmberechtigten zugestellt. G. Lüthi gibt die weiteren Regeln 
für den Ablauf der Gemeindeversammlung bekannt. Die Rednerliste wird von Vizepräsidentin Jeanne Locher geführt. 
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G. Lüthi begrüsst Eva Somalvico, die seit dem 1. Oktober 2018 als Nachfolgerin von Frau Monique Gehriger die 
Protokollführung für den Gemeinderat und Behörden übernommen hat. Anschliessend begrüsst G. Lüthi auch Michael 
Schiener, Leiter Finanzen und Steuern. 
 
 
Traktandum 1 
 
Protokoll der Gemeindeversammlung vom 21. Juni 2018 

://: Das Protokoll der Gemeindeversammlung vom 21. Juni 2018 wird einstimmig genehmigt. 

 (Dieser Beschluss untersteht nicht dem fakultativen Referendum.) 

Gemeindepräsident G. Lüthi: Gibt es einen Wunsch zur Änderung der Reihenfolge der Traktanden? 

://: Die Traktandenliste wird genehmigt. 
 
 
Traktandum 2 

Bottmingerstrasse / Korrektion / Erneuerung / Genehmigung Verpflichtungskredit 

Gemeinderat D. Altermatt erläutert das Traktandum anhand einer PowerPoint-Präsentation. Er weist darauf hin, dass 
die Substanz der Bottmingerstrasse bald 100 Jahre alt ist. Seither wurde die Strasse mehrmals aufgerissen für neue 
Leitungen, aber richtig saniert wurde die Strasse nie. Deshalb ist die Strasse in einem sehr schlechten Zustand und 
auch ein Teil der Leitungen sind nicht mehr neu. Aufgrund von letztjährigen Eingaben der Anwohnerschaft wurde als 
Versuch Tempo 30 eingerichtet, um dies im finalen Projekt, das in diesem Traktandum behandelt wird, nochmals zu 
reflektieren. Beim aktuellen Projekt handelt es sich um eine Totalsanierung, d. h. die Strasse wird komplett neu ge-
macht (Strassengestaltung, Trottoir, Beleuchtung, behindertengerechte Bushaltestelle). Gleichzeitig wird die Strasse 
mit einem Lärmschutzbelag versehen, damit sie etwas ruhiger wird. Zudem wird das Tempo 30 sowie der Fussgän-
gerstreifen, der zu einem Schulweg gehört, so belassen. Wichtig ist auch zu beachten, dass die Bottmingerstrasse 
eine kommunale Radroute ist, d. h. man muss sicherstellen, dass genug Platz für Velofahrer und Lastwagen vorhan-
den ist an der schmalsten Stelle (4.25 m). Der Randstein wird deshalb niedrig gebaut, damit niemand mit den Pedalen 
hängen bleibt.  

Anschliessend erläutert Gemeinderat D. Altermatt anhand der aktuellen Pläne nochmals die Projektvorgaben. Bei der 
Einfahrt von der Seite Emil-Frey-Strasse bleibt die Gestaltung des ersten Stücks mit Tempo 50 bis zur Kreuzung mehr 
oder weniger unverändert. Anschliessend wechselt es auf Tempo 30 mit beidseitigen Parkplätzen und kleinen Hinder-
nissen, welche die Durchfahrt etwas verlangsamen. Bei den Einbiegestellen wird das Trottoir noch etwas erweitert, 
damit eine Wartezone für die Fussgänger entsteht. Gleichzeitig wurde darauf geachtet, dass die Lastwagen mühelos 
um die Biegung fahren können. Bei der Einfahrt von der Reinacherstrasse her bleibt Tempo 50 bestehen, mit den 
anschliessenden neuen Bushaltestellen, bei denen das Ein- und Aussteigen ebenerdig möglich ist. Der Belag wird 
mehrschichtig sein, damit er später einfach abgeschliffen und neu geteert werden kann, sobald er zu stark beschädigt 
ist.  

Die Bottmingerstrasse wird zudem mit neuen Werkleitungen versehen. Die Frischwasserleitungen werden vollständig 
ersetzt und die Anschlüsse an die bereits sanierte Abwasserleitung werden erneuert. Ebenso wird die Strassenbe-
leuchtung vollständig erneuert. Die Strassenlaternen werden teilweise nicht mehr am gleichen Ort platziert, damit die 
Ausleuchtung optimaler gestattet werden kann. Die alten Gasleitungen von IWB werden entfernt und die Hausan-
schlüsse teilweise neu gemacht. Swisscom, die teilweise schon saniert hat, sowie auch InterGGA, werden noch einige 
Anpassungen vornehmen müssen.  

Die Kosten werden in drei Positionen aufgeteilt: 

1. Total Strassenbau (inkl. MwSt.)    CHF  1'980'000.00 
2. Total Strassenbeleuchtung (inkl. MwSt.)   CHF   180'000.00 

(für komplette Erneuerung) 
3. Total Wasserleitungsbau (inkl. MwSt.)   CHF   620'000.00 

(zu Lasten Wasserkasse) 

Total Erneuerung Bottmingerstrasse (inkl. MwSt.)  CHF  2'780'000.00 
 
Nach der Genehmigung des Kredits über die CHF 2'780'000.00 wird ca. im April/Mai 2019 mit den Arbeiten begonnen 
für eine Dauer von ungefähr 1,5 Jahren. Da die ganze Strasse neu gemacht wird, lässt es sich nicht vermeiden, dass 
die Strasse an einzelnen Tagen total gesperrt wird. Es wird versucht, die Sperrungen auf ein Minimum zu reduzieren. 
 
Bei der Diskussion im Rahmen der Sitzung der Gemeindekommission am 26. November 2018 sind verschiedene 
Fragen aufgetaucht bezüglich möglicher Anbringung von Zubringerdienst und/oder Gewichtsbeschränkungen für die 
Verkehrsberuhigung anstatt Tempo 30. Da es sich um eine Hauptsammelstrasse handelt, in welcher der Verkehr von 
Gewerbe und Wohnquartier passiert, sind die beiden vorgeschlagenen Massnahmen jedoch schwer kontrollierbar 
bzw. durchsetzbar, weshalb davon abgesehen und Tempo 30 weitergeführt wird. Weiter wurden die Kosten für den 
Strassenbau in Frage gestellt, ob sie nicht zu hoch sind. Dies ist jedoch gemäss den vorhergehenden Berechnungen 
nicht der Fall. Die Strasse kostet pro m2 ca. CHF 317.00. In der Buchhaltung der Gemeinde werden solche Strassen 
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mit ca. CHF 400.00 pro m2 geführt, d. h. die Kosten liegen völlig im üblichen Rahmen bzw. sogar etwas unter dem 
Durchschnitt. 
 
Gemeindepräsident G. Lüthi bittet den Präsidenten der Gemeindekommission, U. Gerber, um die Stellungnahme der 
Gemeindekommission: U. Gerber erläutert, dass die Sanierung der Bottmingerstrasse und ihrer Infrastruktur in der 
Gemeindekommission unbestritten waren. Die diesbezüglichen Diskussionspunkte wurden bereits vorher von Ge-
meinderat D. Altermatt erwähnt. Deshalb empfiehlt die Gemeindekommission mit 10 Ja-Stimmen und 2 Nein-Stimmen 
den Antrag für den Kredit von CHF 2'780'000.00 (inkl. MwSt.) gutzuheissen. 
 
://: Das Eintreten wird nicht bestritten. 
 
Wortmeldungen zu diesem Traktandum: 
 
Herr Müller erläutert, dass er in der Bottmingerstrasse festgestellt hat, dass bei vier oder fünf Blöcken die Tempo 30-
Zone nicht umgesetzt wurde. Gemäss Herrn Müller sollte aber die Tempo 30-Zone ab der Jurastrasse zur Grabena-
ckerstrasse bis in die Reinacherstrasse gezogen werden, da diese Stelle sehr unübersichtlich ist. Zudem rollt der 
Verkehr sehr schnell von der Grabenackerstrasse her. Auch sind die Schikanen viel zu nah aufeinandergestellt. So-
bald mehrere Autos hintereinander sind, ist die Strasse blockiert, vor allem in der Kurve zwischen der Oberwilerstrasse 
und der Äusseren Langen Heid. Deshalb empfiehlt Herr Müller dem Gemeinderat, die Situation nochmals zu überden-
ken. 
 
Herr T. Wälchli macht darauf aufmerksam, dass die Bottmingerstrasse für die Velofahrer sehr gefährlich ist. Wenn 
man so viel Geld für eine Strasse ausgibt und einen Flüsterbelag anbringt, dann kann man durchaus wieder das 
Tempo 50 einführen. Die Bottmingerstrasse ist nämlich eine wichtige Ost-West-Verbindung, weshalb Herr T. Wälchli 
beantragt, dass wenn der Kredit bewilligt wird, eine zweite Abstimmung stattfindet, ob wieder Tempo 50 eingeführt 
werden soll. Als weitere Bemerkung fügt Herr Wälchli an, dass die flachen Troittoirs ermöglichen, mit dem Auto dar-
überzufahren.  
 
Herr D. Kohl, Vertreter vom Quartierverein Lange Heid, befürwortet im Namen des Quartiervereins diese gute Vorlage. 
Der Quartierverein heisst das Tempo 30 gut und ist dagegen, dass man wieder auf Tempo 50 erhöhen würde. Der 
Grund dafür ist der Kindergarten, der direkt an dieser Strasse liegt. Zudem hat der Quartierverein den Eindruck, dass 
jetzt weniger Lastwagen durch die Bottmingerstrasse fahren, was für eine Strasse, die viele Einfamilien- und Mehrfa-
milienhäuser hat, die direkt an dieser Strasse anliegen, sicher von Vorteil ist. Herr D. Kohl befürwortet auch den Flüs-
terbelag, durch den sich der Quartierverein erhofft, dass die Lärmgrenzwerte ebenfalls entsprechend eingehalten wer-
den und dadurch keine weiteren Kosten für die Gemeinde entstehen. Deshalb freut sich der Quartierverein darüber, 
wenn dieser Vorlage zugestimmt wird. 
 
Gemeinderat D. Altermatt nimmt Stellung zu diesen drei Wortmeldungen: Herr Müller hat das letzte Teilstück der 
Bottmingerstrasse angesprochen. Es handelt sich um ein Stück mit der Busroute. Gemäss Vorgaben der BLT soll die 
Busroute nicht durch eine Tempo 30-Zone führen. Zudem handelt es sich um die effektive Anlieferungsroute für die 
Lastwagen zum Coop und Migros, also zum Gewerbegebiet Stöckacker. Deshalb können hier kein Tempo 30 bzw. 
keine Verengungen gemacht werden, damit die Lastwagen vernünftig an- und abfahren können. Aus diesem Grund 
bleibt das "U" dieser Strasse mit Tempo 50. Bei den Schikanen handelte es sich um einen Versuch im Hinblick auf 
das Projekt. Auf den neuen Plänen sind es weniger Schikanen und die Schikanen sind an anderen Stellen geplant, 
damit der Verkehr im Fluss bleibt. Bei den Plänen, die jetzt aufliegen und auch eingesehen werden können, handelt 
es sich etwa um die fünfte Version, aber vermutlich wird erst die sechste oder siebte Version umgesetzt, da die Um-
setzung auch vor Ort nochmals geprüft und eventuell verbessert werden muss. Bei der Veloroute, die von Herrn T. 
Wälchli angesprochen wurde, handelt es sich tatsächlich um die kantonale Veloroute, weshalb hier Tempo 30 besser 
ist als Tempo 50. Zudem macht Gemeinderat D. Altermatt darauf aufmerksam, dass die Tempobegrenzung nicht 
Gegenstand der heutigen Abstimmung ist, da lediglich über den Kredit abgestimmt werden kann. Die Geschwindig-
keitsbegrenzung kann der Gemeinderat in eigener Kompetenz einführen, weshalb es sich hier lediglich um eine Infor-
mation handelt. Zur Wortmeldung von D. Kohl bestätigt Gemeinderat D. Altermatt, dass tatsächlich etwas 20 % weni-
ger Verkehr durch die Bottmingerstrasse fährt, seit der Einführung von Tempo 30. 

In einer weiteren Wortmeldung von Herrn P.Riedwyl wird ergänzt, dass die Schikanen zwar bewirken, dass der Ver-
kehr langsamer aber dafür lauter geworden ist. Bei den neuen Autos wird der Motor automatisch ab- und wieder 
angestellt, sobald das Gaspedal betätigt wird, was mehr Lärm verursacht. Dies führt auch deutlich zu mehr Emissionen 
und Dieselschadstoffen. 
 
Zu diesem Thema fügt Herr S.Viva hinzu, dass man mit der Benutzung von Elektroautos alle diese Probleme unter-
binden könnte. 
 
Herr A. Ammacher erkundigt sich, weshalb die Anlieferung dort stattfinden muss und nicht erst in der nächsten Ein-
mündung Richtung Reinacherstrasse, was genau so gut ermöglicht, zur Coop und zur Migros zu fahren. 
 
Gemeinderat D. Altermatt erläutert, dass es sich um den zweiten Schenkel von dem vorher erwähnten "U" handelt, 
wo man von beiden Seiten her ein- bzw. ausfahren kann und somit der Verkehr nicht nur auf einer Strasse verteilt ist. 
 ://: Die Abstimmung über den Antrag zum Verpflichtungskredit ergibt folgendes Resultat: 
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 Der Antrag wird mit grossem Mehr und 8 Gegenstimmen angenommen. 
 
 Der Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum.  
 
 
Traktandum 3 
 
Antrag gemäss § 68 des  Gemeindegesetzes i.S. Teilrevision des Abwasserreglements im Bereich Meteorwasser

 
 
Gemeinderat D. Altermatt erläutert das Traktandum anhand einer PowerPoint-Präsentation. Anlässlich der Gemein-
deversammlung vom 4. Dezember 2017 stellte die SVP einen Antrag gemäss § 68 des Gemeindegesetzes i.S. Teil-
revision des Abwasserreglements im Bereich Meteorwasser der Gemeinde Münchenstein. Im Wesentlichen hat der 
Antrag darauf gezielt, dass die Berechnungsmethode vom Meteorwasser, die auf der Basis des Trinkwasserver-
brauchs (Wasseruhrablesung) berechnet wird, nicht mehr zeitgemäss ist und überarbeitet werden sollte. Gemeinderat 
D. Altermatt befürwortet diese Initiative, da das existierende und rechtskräftige Reglement tatsächlich nicht mehr kon-
form ist. Bei der Überarbeitung des Abwasserreglements wurden aber noch weitere Änderungen vorgenommen be-
züglich Anpassung an die aktuelle Rechtsprechung, Berechnung des Meteorwassers nach dem effektiven Anfall sowie 
weitere Anpassungen im Sinne des Zeitgeistes, da man davon ausgehen kann, dass es in Zukunft immer mehr regnen 
wird. Dies bedeutet, dass die Gemeinde die Versickerung, das Trennwassersystem und das Rückhalten von Wasser 
fördern will. Gemeinderat D. Altermatt weist darauf hin, dass die Abwasserkasse ein geschlossenes System ist. In der 
Abrechnung im Juni sind alle Details des Jahres ersichtlich. Die Gemeinde kann mit der Abwasserkasse nicht verdie-
nen, sie darf lediglich das einnehmen, was effektiv gebraucht wird. Bei der Anpassung auf die aktuelle Rechtsprechung 
geht es darum, dass wenn man in einem Reglement die Gebührenfestsetzung an den Gemeinderat delegiert, dann 
muss man einen Rahmen setzen, der bisher gefehlt hat. Deshalb wird der Rahmen jetzt festgelegt (Anpassung im § 
16 "kostendeckende" Gebühren). Weiter wird eine Ergänzung bei der Grundgebühr (Anpassung § 20) angefügt be-
züglich der Begrenzung der Grundgebühr auf max. CHF 45.00 pro m3. Da Gewerbebetriebe zum Teil über grosse 
Anschlüsse für Löscheinrichtungen (Hydranten) und Sprinkleranlagen verfügen, wurde beschlossen, dass das Wasser 
für diese Anlagen nicht berechnet wird. Bei der Berechnung von Meteorwasser (Anpassung § 21) nach Anfall wurden 
Anpassungen bezüglich des Abwassergebührenanteils für versiegelte Flächen vorgenommen. Grundsätzlich wurde 
auch für das Meteorwasser ein tieferer Gebührensatz festgelegt auf 50 % der Verbrauchswassergebühr. Ziel ist es 
auch, alle Hausbesitzer zu motivieren, Wasser auf ihrem Grundstück in irgendeiner Form zurückzubehalten, um es 
dort in den Boden versickern zu lassen (leider ist dies nicht überall möglich wie z. B. am Hang oder in Grundwasser-
schutzzonen). Wichtig ist, dass eine solche Versickerungsanlage den Normen entspricht. Weiter soll auch das Trenn-
system gefördert werden, unabhängig davon, ob die Gemeinde in der Wohnstrasse schon getrennte Kanalisation hat. 
Die Hausbesitzer sollen das Meteorwasser bis zur Parzellengrenze bringen, damit zukünftige Trennsysteme der Ge-
meinde dort anschliessen können. Als Motivation für die Hausbesitzer mit Trennsystemen wird nochmals ein um 50 
% reduzierter Gebührensatz eingeführt. Im Hinblick auf zukünftige Hochwasserspitzen wird versucht, diese Spitzen 
zu brechen. Der einfachste Weg zu diesem Ziel ist ebenfalls das Zurückbehalten des Wassers auf dem Grundstück 
der Hausbesitzer, z. B. mit Dachbegrünungen, Zisternen, Weihern, etc. Hausbesitzer, die einen Nachweis erbringen 
können, dass sie über ein solches System verfügen, nutzen das Wasser kostenlos. Hausbesitzer, die über eine Was-
seruhr verfügen, da sie z. B. grosse Parkanlagen bewässern oder einen Weiher füllen müssen mit mehr als 500 
m3/Jahr (Wasser, das später nicht in eine Kanalisation geleitet wird), können diese Menge bei der Gebührenerhebung 
in Abzug bringen (Anpassung § 22). 
 
Als zusätzliche Information zu den oben erwähnten Anpassungen des Abwasserreglements erwähnt Gemeinderat D. 
Altermatt noch die Anpassungen in der Gebührenverordnung zum Abwasserreglement, die in der Kompetenz des 
Gemeinderates liegen. Auch hier geht es nicht um einen Gewinn, sondern um eine mittelfristige Kostendeckung, d. h. 
es muss regelmässig überprüft werden, ob die Gemeinde zu viel oder zu wenig einnimmt. Dies ist nicht ganz einfach, 
da sich die Investitionen über mehrere Jahre erstrecken und ausgleichen, der Verbrauch jedoch jährlich berechnet 
wird. Die Anschlussgebühren sind einmalige Gebühren, mit denen das Kanalisationsnetz finanziert wird. Das Kanali-
sationsnetz muss aber auch gewartet werden, was über die Grundgebühren finanziert wird. Jeder, der einen Wasser-
anschluss hat, verfügt auch über einen Abwasseranschluss. Der Abwasseranschluss ist dimensioniert entsprechend 
dem Frischwasseranschluss vom Gebäude und muss von der Gemeinde gewartet werden, was Kosten verursacht. 
Diese Kosten sind unabhängig vom Verbrauch und werden deshalb über die Grundgebühr finanziert. Die Verbrauchs-
kosten sollen die Entsorgungskosten decken, d. h. das, was die Gemeinde dem Kanton für die Entsorgungskosten 
zahlen muss, soll über die Verbrauchskosten wieder eingebracht werden, wobei eine gewisse Flexibilität besteht. Zu 
grösseren Diskussion im Vorfeld hat die Neubestimmung des Nenndurchflusses geführt, durch den die Grundgebühr 
berechnet wird. Die Problematik besteht darin, dass je nach Alter des Gebäudes zu grosse oder zu kleine Anschlüsse 
installiert wurden, Wasseruhren unterschiedlicher Bauart sind bzw. gleiche Wasseruhren verschiedene Nenndurch-
flüsse berechnen. Deshalb nimmt die Gemeinde nicht den Wert auf dem Zähler der Wasseruhren, sondern die Nenn-
weite des Zählers als Basis. Dabei handelt es sich um eine Vorschrift des Kantons, die auch bei der Berechnung der 
Grundgebühr für das Trinkwasser angewendet wird. Mithilfe einer Tabelle des Kantons kann dann errechnet werden, 
was pro Nennweite der effektive Nenndurchfluss ist. Zurzeit wird eine neue Tabelle eingeführt, was auch bei der 
Gemeinde zu Kostenanpassungen führt. 
 
Weiter weist Gemeinderat D. Altermatt darauf hin, dass im Ratschlag ein kleiner Fehler unterlaufen ist, da der Antrag 
der Verwaltung an den Gemeinderat und nicht der Beschluss des Gemeinderates abgedruckt wurde. Der Gemeinderat 
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hat tiefere Grundgebühren, nämlich CHF 25.00 pro m3 beschlossen, da bekannt ist, dass zum Teil zu grosse An-
schlüsse installiert worden sind, was höhere Kosten verursacht. Die neue Grundgebühr deckt den Aufwand nicht, d.h. 
es wird immer eine Quersubventionierung zwischen den Anschlussgebühren und den Grundgebühren geben. 
 
Die korrekten Zahlen wurden in einem Korrigendum zum Ratschlag, das vor der Gemeindeversammlung an alle 
Stimmberechtigten verteilt wurde, festgehalten. 
 
Gemeindepräsident G. Lüthi bittet den Präsidenten der Gemeindekommission, U. Gerber, um die Stellungnahme der 
Gemeindekommission: U. Gerber erläutert, dass dieses Traktandum bei der Gemeindekommission keinen Anlass zur 
Diskussion gegeben hat. Es wurde einzig die Frage gestellt, ob es richtig ist, dass der Vollzug im Abwasserreglement 
durch den Gemeinderat stattfindet. Gemeinderat D. Altermatt hat erklärt, dass der Gemeinderat keine Veranlassung 
hat, diese Kompetenzregelung zu ändern. Die Gemeindekommission empfiehlt einstimmig, dem Antrag des Gemein-
derates zuzustimmen. 
 
://: Das Eintreten wird nicht bestritten. 
 
Wortmeldungen zu diesem Traktandum: 
 
Herr R. Masciadri, Präsident der Rechnungsprüfungskommission, kündigt an, dass die RPK das Abwasserreglement 
sowie die Rechnungen sehr genau prüfen wird. Dies wird von der RPK im Rahmen der Jahresrechnung 2018 abge-
handelt. Zudem wird die RPK einen Bericht über eine Spezialprüfung verfassen. 

Ferner informiert R. Masciadri, dass er seine Wasseruhr fotografiert und den Qn-Wert nicht darauf gefunden hat. Es 
wird einzig ein Q3-Wert abgebildet, der einer EU-Norm entspricht. Dies ermöglicht jedoch den Hausbesitzern nicht zu 
überprüfen, was ihnen verrechnet wird. Wenn man nun den Q3-Wert auf den Qn-Wert des Kantons umrechnen will, 
ergibt dies nur einen approximativen Wert, da die Zahlen gerundet wurden. Die RPK möchte jedoch sicherstellen, 
dass der Q3-Wert absolut korrekt auf den Qn-Wert bzw. die Nennweite bzw. den Nennwert umgerechnet wird. Der 
Kanton bestimmt auch jedes Jahr viele Faktoren neu, was die RPK auch noch überprüfen will. Beim Kanton wurde für 
die Abwassermengen, die zu 50 % aus Regenwasser bestehen, ein Umrechnungsfaktor eingeführt, sodass nachher 
das Schmutz-mengenwasser zwischen 60-80 % von den Kosten ausmachen. Die Mengengebühr läuft über den 
Frischwasserzähler. Dieser zählt das Frischwasser und nicht das Schmutzwasser, das in die Kanalisation abläuft. 
Deshalb muss auch beim Kanton nachgeforscht werden, wieso diese Gebühren so festgelegt werden, um eine sau-
bere Verteilung der Gesamtkosten auf die Grundgebühr und die Mengengebühr nachvollziehen zu können. Nachfor-
schungen von R. Masciadri haben ergeben, dass es sich nicht um die gleichen Zahlen handelt, welche die EU in ihrem 
Reglement offenlegt. Die EU legt die Verhältniswerte zwischen allen diesen Durchflüssen fest.  
 
Gemeinderat D. Altermatt erläutert die Idee eines Reglements, nämlich, dass es einfach zu verstehen, für alle gleich 
und nachvollziehbar sein muss. Deshalb müssen wir uns nicht mit neuen Technologien und Bestimmungen auseinan-
dersetzten, sondern sicherstellen, dass wir mit den bestehenden und aktuellen Bestimmungen die bestmöglichen Lö-
sungen ausarbeiten, die für alle einigermassen gerecht sind. Gemäss Gemeinderat D. Altermatt wurde dies mit den 
präsentierten Reglementsänderungen erreicht. D. Altermatt bietet interessierten Personen nach der Gemeindever-
sammlung an, die beiden Tabellen zu zeigen, wie der Nenndurchfluss genau berechnet werden kann. 
 
Herr S. Viva spricht der SVP und dem Gemeinderat ein Kompliment aus, da beide mit diesen guten Ideen die Anliegen 
der Grünen unterstützen. Die Grünen unterstützen ebenfalls diejenigen Personen, die nicht alles versiegeln. Gleich-
zeitig ist S. Viva auch der gleichen Meinung wie R. Masciadri, dass man im Moment 2/3 der Abwasserkosten für die 
Abwassergebühren einfordert und 1/3 für Meteorwasser und Trennsysteme. In Zukunft sollte man sich genauer über-
legen, wo dieser Schnitt genau ist und wieso die Aufteilung zurzeit auf 2/3 und 1/3 definiert ist. 
 
Gemeinderat D. Altermatt weist darauf hin, dass es nicht genau eine 2/3- und 1/3-Aufteilung ist, und dass noch Fremd-
wasser hinzukommt. Die ganze Rechnung ist noch viel komplizierter und der Kanton hat mit den Kosten, welche die 
Gemeinde in Rechnung stellt, nicht viel zu tun. Die Gemeinde muss die Zahlen auch für den Kanton aufbereiten und 
zusammenstellen, da der Kanton auch verschiedene Ansätze in Rechnung stellt. Zudem ist dort das Fremdwasser 
teurer als das Abwasser. Jedenfalls ist es das Anliegen der Gemeinde, dass das Meteorwasser möglichst kostenfrei 
ist. Zudem wird das Abwasser noch mit Regenwasser verdünnt. Die Kläranlagen sollten jedoch immer mit der gleichen 
Verdünnung arbeiten können. Deshalb versucht die Gemeinde, alle zu motivieren, die Trennung durchzuführen, da 
damit die Kosten für den Einzelnen gesenkt werden können. 
 
Herr R. Masciadri, Präsident der Rechnungsprüfungskommission, wendet ein, dass er die Zahlen sowohl vom Kanton 
wie auch der Gemeinde über die RPK genau studiert und folgende Durchschnittswerte ermittelt hat: Die Gemeinde 
zahlt für die Reinigung des Schmutzwassers bzw. des gesamten Abwassers eine sogenannte "Entschädigung" an 
den Kanton. Dies entspricht ungefähr 2/3 der Gesamtkosten der Gemeinde. Der andere Teil der Kosten der Gemeinde 
ist für das Kanalisationssystem (ca. 1/3 der Kosten der Gemeinde). Jetzt stellt sich die Frage, welcher Teil dieser 
Kosten durch die Grundgebühr und welcher durch die Mengengebühr gedeckt werden soll. Die Taxenansätze des 
Kantons und der Gemeinde zeigen einen gewissen Spielraum, da dort auch das Meteorwasser eine Rolle spielt. Das 
Kanalisationssystem hängt von der Grösse der Gemeinde ab und nicht davon, wieviel jeder Einzelne darin ableitet 
und ist deshalb nicht mengenabhängig. Ganz klar ist es bei den Gebühren für die Kläranlage. Dort ist es die effektive 
Menge, die zugeleitet wird. Gleichzeitig stellt sich die Frage nach der Rolle des Regenwassers, wenn dieses separat 
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abgeleitet wird. Das Fremdwasser ist für R. Masciadri von untergeordneter Bedeutung, da es bei der Gemeinde we-
niger Fremdwasser gibt als im Durchschnitt beim Kanton. Auf jeden Fall besteht hier generell noch Spielraum für eine 
Optimierung, damit eine korrekte Weiterberechnung der Kosten erzielt werden kann. Problematisch wird es, wenn die 
Kosten auf das Meteorwasser umgeleitet werden, da es sich um eine Gebühr handelt, die nur von einem Grundeigen-
tümer gezahlt werden muss. Im Moment werden zwar die Gesetze eingehalten, jedoch sind wir noch von einer verur-
sachergerechten Weiterbelastung der Kosten entfernt. Es gibt noch andere Optionen als die Grösse der Wasserzähler. 
Man könnte z. B. den Liegenschaftswert, den Versicherungswert des Gebäudes oder andere Werte als Grundlage für 
die Berechnung nehmen. Man ist noch nicht beim Optimum angelangt und es gibt noch viel zu tun bezüglich dem 
Dossier «Abwasser», das noch nie so spannend gewesen ist. Weitere Infos stehen auf der Webseite des Kantons 
Basel-Landschaft zur Verfügung. 
 
://: Die Abstimmung über den Antrag zur Überarbeitung des Abwasserreglements, vorbehältlich der Zustimmung 

der Bau- und Umweltschutzdirektion mit Inkraftsetzung per 1. Januar 2019, ergibt folgendes Resultat: 
 
 Der Antrag wird mit grossem Mehr und 1 Gegenstimme angenommen. 
 
 Der Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum.  
 
 
Traktandum 4 
 
Antrag gemäss § 68 des Gemeindegesetzes i. S. Teilrevision des Friedhofreglements – Einführung einer un-
entgeltlichen Bestattung 
 
Gemeinderat R. Nusch erläutert das Traktandum anhand einer PowerPoint-Präsentation. Es handelt sich ebenfalls 
um einen Antrag der SVP Sektion Münchenstein-Arlesheim gemäss § 68 des Gemeindegesetzes. Im Jahre 2003 
wurden Bestattungsgebühren eingeführt, da die Gemeinde auf Einnahmen aus verschiedenen Quellen angewiesen 
war und zudem die Erbschaftssteuer abgeschafft wurde An der Gemeindeversammlung vom 12. März 2018 wurde 
dieser Antrag als erheblich erklärt. Gemeinderat R. Nusch zeigt anhand einer Folie eine Aufstellung der Leistungen, 
die gemäss diesem Antrag unentgeltlich sein sollen. Die finanziellen Folgen bei einer Annahme des Antrages der SVP, 
basierend auf Zahlen von 2017, ergeben Bestattungsgebühren von CHF 147'000.00. Darin sind ebenfalls CHF 
29'000.00 enthalten von externen Personen, die in Münchenstein bestattet wurden. Externe Personen sind z. B. Per-
sonen, die in der Stiftung Hofmatt in Münchenstein sterben oder die sich aus persönlichen Gründen in Münchenstein 
bestatten lassen wollten. Für Leichen-, Urnen- und Blumentransport sowie Arrangements wurde schätzungsweise ein 
Total von CHF 94'000.00 eingesetzt, was zu einer Kostenfolge des Antrages der SVP von ca. CHF 241'000.00 führt. 
 
Verstorbene, die zum Zeitpunkt ihres Todes ihren gesetzlichen Wohnsitz in Münchenstein hatten, sowie alle im Ge-
meindebann verstorbenen oder tot aufgefundenen Personen, sollen das Recht haben, in Münchenstein unentgeltlich 
bestattet zu werden.  
 
Dies bedeutet, dass Personen, die ihren Wohnsitz in einer anderen Gemeinde haben und in Münchenstein sterben, 
auf Kosten der Münchensteiner Steuerzahler bestattet würden. Diese Regelung könnte zu einer nicht berechenbaren 
Zunahme führen, z. B. für die Bewohnenden der Stiftung Hofmatt. Zudem haben die Angehörigen verschiedene Be-
dürfnisse, was je nach Bestattungsform die Kosten ebenfalls in die Höhe treiben könnte. 
 
Der Gegenvorschlag des Gemeinderates beinhaltet, dass die unentgeltliche Bestattung auf Personen beschränkt wird, 
die ihren gesetzlichen Wohnsitz zum Zeitpunkt des Todes in der Gemeinde Münchenstein gehabt haben, respektive 
keinen anderen Wohnsitz aufweisen. Familiengräber und Familienurnengräber sollen weiterhin kostenpflichtig sein. 
Es soll aber bei diesen eine Anpassung des Preisniveaus an das der Vergleichsgemeinden in der Umgebung von 
Münchenstein stattfinden. Gemeinderat R. Nusch erläutert detailliert die Preise und die Preisanpassungen. Zudem 
werden mit diesem Gegenvorschlag die unmittelbar durch die Gemeinde erbrachten Dienstleistungen im Zusammen-
hang mit der Bestattung kostenlos. Sämtliche Drittkosten sowie Zusatzleistungen der Friedhofsgärtnerei und der Grab-
unterhalt sind durch die Angehörigen zu tragen. 
 
Anlässlich der Sitzung der Gemeindekommission vom 26. November 2018 wurde von einem Mitglied der Gemeinde-
kommission richtigerweise festgestellt, dass die finanziellen Folgen des Gegenvorschlages vom Gemeinderat im Rat-
schlag von ca. CHF 179'000.00 zu hoch ausgewiesen worden sind, da hier die CHF 29'000.00 für die externen Per-
sonen fälschlicherweise ebenfalls eingerechnet wurden. Diese müssen jedoch abgezogen werden, da nur Personen 
mit Wohnsitz in Münchenstein unentgeltlich bestattet werden sollen, was ein neues Total des Gegenvorschlages des 
Gemeinderates von ca. CHF 150'000.00 ergibt. 
 
Zudem hat die Gemeindekommission den Gemeinderat darauf hingewiesen, dass im Ratschlag auf S.14 und S.17 bei 
der Darstellung der Änderung des § 8 bei den angepassten Formulierungen bei den unentgeltlichen Bestattungen der 
Hinweis fehlt, dass Absatz 2 unverändert bleibt. Gleiches gilt auch für den § 7, da hier auch der 2. Absatz hätte 
aufgeführt werden sollen. Auch hier bleibt der Absatz 2 unverändert. Korrekterweise hätte auch beim Gegenvorschlag 
auf S. 18 im Ratschlag beim §7 Absatz 1 mit einer hochgestellten Ziffer 1 bezeichnet werden sollen Gemeinderat R. 
Nusch bedankt sich bei der Gemeindekommission für diese wertvollen Hinweise. 
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Weiter erläutert Gemeinderat R. Nusch, dass der Gemeinderat in der Verordnung zum Friedhofreglement bei der 
Bestattung einen Pauschalbetrag von CHF 300.00 als Kostenbeitrag der Gemeinde zur teilweisen Abgeltung von 
Drittkosten geregelt hat. Da dieser Betrag nur in der Verordnung geregelt wird, kann er jederzeit vom Gemeinderat zu 
einem späteren Zeitpunkt mit einem Beschluss gestrichen oder reduziert werden oder an einer Gemeindeversamm-
lung auf einen Antrag hin gestrichen oder reduziert werden. Für diesen Beitrag besteht also keine absolute Rechtssi-
cherheit, dass dieser ausgerichtet wird. Aus diesem Grund hat auch hier die Gemeindekommission einen Vorschlag 
unterbreitet, dass dieser Betrag auch im Reglement festgehalten werden soll. Deshalb hat der Gemeinderat beschlos-
sen, anlässlich dieser Gemeindeversammlung einen diesbezüglichen Ergänzungsantrag zu unterbreiten. Der Gemein-
debeitrag sei als neuer Absatz 3 zu § 8 des Bestattungs- und Friedhofreglements in das Reglement selber aufzuneh-
men mit folgendem Wortlaut:  
 
«Für Verstorbene mit letztem gesetzlichem Wohnsitz in Münchenstein richtet die Gemeinde an die Angehörigen einen 
einmaligen Betrag von pauschal CHF 300.00 bis CHF 500.00 an die Bestattungskosten aus. Der Gemeinderat regelt 
den Betrag in der Verordnung» 
 
Gemeinderat R. Nusch erläutert nochmals die Anträge an die Gemeindeversammlung: Entweder Beschluss der Vor-
lage im Sinne des Antrages der SVP oder Beschluss der Vorlage im Sinne des Gegenvorschlages des Gemeindera-
tes. Der Gemeinderat empfiehlt die Annahme des ergänzten Gegenvorschlages des Gemeinderates, d. h. der Antrag 
des Gemeinderates inklusiv dem Ergänzungsantrag des Gemeinderates. 
 
Gemeindepräsident G. Lüthi bittet den Präsidenten der Gemeindekommission, U. Gerber, um die Stellungnahme der 
Gemeindekommission: U. Gerber erläutert, dass zu Beginn der Diskussion in der Gemeindekommission betreffend 
dieses Traktandum ein Mitglied der SVP dem Gremium erklärt hat, dass die SVP den Antrag gemäss § 68, den sie 
eingegeben haben, nicht mehr unterstützen, sondern, dass sie jetzt den Gegenvorschlag des Gemeinderates eben-
falls befürworten. Die Gemeindekommission hat zudem darauf aufmerksam gemacht, dass sich im Ratschlag ein paar 
Fehler eingeschlichen haben, die korrigiert werden sollten. Auch hat der Gemeinderat die Bestattungskosten mit an-
deren Gemeinden verglichen und dabei festgestellt, dass die Preise in Münchenstein wesentlich höher liegen. Die 
Gemeindekommission hat auch darauf aufmerksam gemacht, dass einige Formulierungen im Reglement Ungenauig-
keiten aufweisen, die jedoch heute in der Präsentation bereinigt wurden. Zudem wurde noch ein Ergänzungsantrag 
des Gemeinderates eingereicht für einen einmaligen Beitrag der Gemeinde an die Bestattungskosten. Obwohl dieser 
Ergänzungsantrag erst anlässlich der Gemeindeversammlung auch der Gemeindekommission vorgelegt worden ist, 
unterstützt die Gemeindekommission diesen Ergänzungsantrag. Weiter erläutert U. Gerber die Resultate der Abstim-
mung bei der Gemeindekommission: Der Antrag der SVP wurde einstimmig abgelehnt. Der Antrag des Gemeinderates 
wurde mit 8 Ja-Stimmen und 4 Enthaltungen angenommen. Bei der dritten Abstimmung wurde der Gegenvorschlag 
des Gemeinderates dem bisherigen Reglement gegenübergestellt. Diese Abstimmung ergab ebenfalls ein Resultat 
von 8 Ja-Stimmen und 4 Enthaltungen. 
 
://: Das Eintreten wird nicht bestritten. 
 
Da zu diesem Traktandum keine Wortmeldungen zu verzeichnen sind, wird gleich zur Diskussion übergeleitet: 
 
Herr S. Haydn erläutert den Hintergrund der SVP für diesen Antrag. Die SVP konnte es nicht vereinbaren, dass die 
Hinterbliebenen von fleissigen Steuerzahlern nachher noch so hohe Beträge für die Bestattung zahlen müssen. Zudem 
hat die SVP die Zahlen auch mit anderen Gemeinden verglichen und ist zum Schluss gekommen, dass die Steuer-
zahler von Münchenstein zumindest ungefähr die gleichen Beträge zahlen sollten, wie sie in den Vergleichsgemeinden 
gezahlt werden. Da der Gegenvorschlag des Gemeinderates nun hier ebenfalls eine Anpassung vorsieht, findet die 
SVP den Gegenvorschlag des Gemeinderates sehr gut und kann diesem zustimmen bzw. empfiehlt die Zustimmung 
auch den anwesenden Stimmberechtigten. 
 
Herr A. Ammacher erläutert, dass das Friedhofreglement im 2003 auf Antrag der Grünen und im Rahmen der Ab-
schaffung der Erbschaftssteuer abgeändert wurde. Aufgrund dieser Änderung des Reglements hat die Gemeinde 
Münchenstein in den vergangenen 15 Jahren ungefähr CHF 2 Mio generiert (basierend auf den Zahlen der Vorlage 
im 2017). Ursprünglich war dies gedacht als «kleine» Kompensation für die Abschaffung der Erbschaftssteuer. Herr 
A. Ammacher hat bei der Gemeinde nachgefragt, wie viele Personen von den 140 Bestattungen Gebührenerlass 
erhalten haben (gemäss S. 13 und S. 14 der Vorlage) bzw. nichts zahlen mussten, weil sie sich unter dieser Vermö-
gensgrenze (CHF 150'000.00) befanden. Im Jahre 2017 waren das 11 Personen. Eine um 50 % reduzierte Gebühr 
haben 15 Personen erhalten. D.h. dass 26 Personen bzw. 18 % des Totals weniger oder gar nichts gezahlt haben. 
Der Rest von diesen 140 Personen, also 114 Personen mit Vermögen über CHF 150'000.00 haben die volle Rechnung 
erhalten. Bisher hat die Gemeinde CHF 1'000.00 an Selbstkosten verrechnet. Die SVP hätte in ihrem Antrag noch 
CHF 670.00 mehr an Selbstkosten verrechnen wollen, also im Total CHF 1'670.00 zu Lasten der Gemeinde pro Be-
stattung. Das entspricht ungefähr einem halben Steuerprozent an Subventionen für eine ganz kleine Minderheit von 
140 Personen, das einfach ausgerichtet wird, egal ob diese Personen über ein sehr hohes oder mässig hohes Ver-
mögen von über CHF 150'000.00 verfügen. Somit stellt sich die Frage, ob die Gemeinde für diese Leute die Beerdi-
gung wirklich finanzieren will. Wenn die Gemeinde eine Steuerreduktion in Betracht zieht, dann sollte diese auf alle 
Einwohner und nicht nur auf 140 Personen verteilt werden, die einen doch beträchtlichen Betrag von CHF 150'000.00 
oder mehr weitervererben. So bleibt zu überlegen, ob die Bestattungskosten nicht vollumfänglich von jedem Einzelnen 
getragen werden sollten, unabhängig davon, ob er vorher in der Gemeinde gewohnt hat oder nicht. Weiter könnte der 
Gemeinderat überlegen, ob er die Obergrenze von «keine Gebühren zahlen» oder nur «die Hälfte der Gebühren 
zahlen» nicht angehoben werden sollte. Dies sollte im Zusammenhang mit der Versteuerung des Vermögens bei 
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Todesfall eruiert werden. Herr A. Ammacher empfiehlt deshalb die Ablehnung des Antrages des Gemeinderates und 
auch des Antrages der SVP. 
 
Herr T. Wälchli unterstützt die Empfehlung von Herrn A. Ammacher, jedoch aus ganz anderem Grund. Mit diesem 
Antrag werden eigentlich die Kosten sozialisiert. Diejenigen, die Steuern bezahlen, haben damit eine verdeckte Steu-
ererhöhung. Grundsätzlich müsste man dann auch eine Kopfsteuer einführen, die für alle gleich hoch ist. 
 
Herr S. Haydn stellt die Frage, wozu wir dann eigentlich Steuern bezahlen. Wie sollen die Hinterbliebenen mit gerin-
gem Einkommen so hohe Bestattungskosten bezahlen können? Da man mit dem Vorschlag des Gemeinderates nun 
bei den Bestattungskosten im gleichen Bereich liegt, wie die Vergleichsgemeinden, empfiehlt Herr S. Haydn nochmals, 
den Antrag des Gemeinderates anzunehmen. 
 
Herr A. Ammacher fügt hinzu, dass es klare Grenzen gibt, wer zahlen muss. Es geht um Personen mit Vermögen über 
CHF 150'000.00 und nicht darunter. 
 
Geschäftsleiter S. Friedli erklärt das Abstimmungsvorgehen: Zuerst wird der Ergänzungsantrag des Gemeinderates 
zum Gegenvorschlag des Gemeinderates beurteilt. Je nach Resultat wird somit der Gegenvorschlag verändert. An-
schliessend findet eine Gegenüberstellung des Antrages der SVP zum Gegenvorschlag statt. Der obsiegende Antrag 
geht dann in die Schlussabstimmung. In der Schlussabstimmung geht es darum, ob man tatsächlich eine Änderung 
des Reglements wünscht oder nicht. Falls es eine Änderung des Reglements geben soll, dann muss man in der 
Schlussabstimmung Ja-Stimmen, falls man keine Änderung des Reglements wünscht, muss man Nein-Stimmen. So-
fern man sich zum Ergänzungsantrag äussern und dadurch einen Rechtsanspruch für die Bevölkerung begründen 
will, sollte man sich jetzt äussern, bevor man über den Ergänzungsantrag abstimmt. 
 
Zum Ergänzungsantrag bemerkt Herr A. Ammacher, dass dieser systemfremd bzw. systemwidrig ist, da das Festlegen 
von Gebühren weiterhin durch den Gemeinderat stattfinden soll. Er sieht keinen Grund, wieso dies nicht mehr so 
gehandhabt werden sollte und empfiehlt deshalb, diesen Antrag abzulehnen. 
 
Gemeindepräsident G. Lüthi erklärt, dass der Ergänzungsantrag nicht systemwidrig ist. Es handelt sich um eine Band-
breite, die hier festgelegt wird, damit der Gemeinderat diese anschliessend regeln kann. Dieses Vorgehen ist absolut 
konform, da im Reglement nicht eine bestimmte fixe Summe deklariert wird.  
 
://: Die Abstimmung über den Ergänzungsantrag, dass die Gemeinde für Verstorbene mit letztem gesetzlichen 
Wohnsitz in Münchenstein, an die Angehörigen einen einmaligen Betrag von pauschal CHF 300.00 bis CHF 500.00 
ausrichtet (Der Beitrag wird durch den Gemeinderat in der Verordnung geregelt) ergibt folgendes Resultat: 

://: Der Ergänzungsantrag wird mit 73 Ja-Stimmen zu 67-Nein-Stimmen angenommen. 
 
://: Die Abstimmung über den SVP Antrag ergibt folgendes Resultat: 

 Der Antrag der SVP wird mit 0 Ja-Stimmen abgelehnt. 
 
://: Die Abstimmung über den Gegenantrag des Gemeinderates ergibt folgendes Resultat: 

 Der Antrag wird mit grossem Mehr angenommen. 
 
://: Die Schlussabstimmung findet über den Gegenvorschlag des Gemeinderates inkl. dem Ergänzungsantrag statt.  

 Der Antrag wird mit 90 Ja-Stimmen zu 57-Nein-Stimmen angenommen. 

 Der Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum.  
 
 
Traktandum 5 
 
Aufgaben- und Finanzplan 2019 bis 2023 des Allgemeinen Haushalts und der Spezialfinanzierungen  

Gemeinderat D. Meier erläutert den Aufgaben- und Finanzplan 2019 bis 2023 des Allgemeinen Haushalts und der 
Spezialfinanzierungen mittels PowerPoint-Präsentation. Obwohl der Aufgaben- und Finanzplan zur Kenntnisnahme 
präsentiert wird, ist es sehr wichtig, die Ideen und Pläne des Gemeinderates sowie deren Finanzierungen zu kennen. 
Basis für die Ziele sind die Legislaturziele. Finanzpolitische Eckwerte für die Planung des Gemeinderates sind Raum-
entwicklung, Kommunikation, Freiraum sowie Integration und davon abgeleitet ist es die finanzielle Ausrichtung, die 
sehr wichtig ist, um diese Ziele erreichen zu können. Zudem zeigt Gemeinderat D. Meier die Raumplanung für die 
nächsten fünf Jahre. Anschliessend erläutert Gemeinderat D. Meier die finanzpolitischen Eckwerte. Einerseits handelt 
es sich um Investitionen von CHF 34,6 Mio für die nächsten fünf Jahre. Gleichzeitig ist eine Reduktion des Steuerfus-
ses von heute 61 % auf neu 59 % vorgesehen, über die später an dieser Gemeindeversammlung abgestimmt wird. 
Weiter kann man einen beträchtlichen Anstieg des Eigenkapitals auf CHF 100 Mio feststellen. Der vierte Eckwert ist 
die Verschuldung auf das Ende des Planungszeitraums von CHF 56 Mio, wobei hier zu betonen ist, dass der Gemein-
derat eine freiwillige dynamische Plafonierung gemacht hat, die als Schuld am Richtwert von 80 % von freien Finanz-
vermögen nicht überschritten werden darf. Daraus kann entnommen werden, dass auch die Schulden im Blickfeld des 
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Gemeinderates liegen. Zudem kann man hier eine Abnahme der Schulden feststellen, da die Verschuldung im Aufga-
ben- und Finanzplan 2015 für 2019 noch bei CHF 75 Mio gelegen hat. 

Die erwarteten Ergebnisse für die nächsten fünf Jahre präsentieren sich wie folgt: 

Bei der dreistufigen Erfolgsrechnung ist ein Aufwandüberschuss von CHF 1,5 Mio sowie ein Ertragsüberschuss von 
CHF 20 Mio für die nächsten fünf Jahre zu verzeichnen, d. h. im Durchschnitt CHF 4 Mio Ertragsüberschuss pro Jahr 
für die nächsten fünf Jahre. 

Weiter präsentiert Gemeinderat D. Meier die erwarteten Ergebnisse für die nächsten fünf Jahre. Beim betrieblichen 
Ergebnis ist die Gemeinde im Moment suboptimal aufgestellt mit einem Minus von CHF 5 Mio. Der Trend geht jedoch 
in Richtung 0. Wichtig ist jedoch auch das Ergebnis aus der Finanzierung, was in Münchenstein in der Regel die 
Bewirtschaftung der eigenen Liegenschaften oder Immobilien, d. h. vor allem Baurechtszinsen, bedeutet. Hier erwirt-
schaftet die Gemeinde Einnahmen in der Grössenordnung von CHF 2,5 Mio in Richtung 3 Mio und ist am Schluss als 
Ergebnis selbsttragend.  

Beim Investitionsprogramm handelt es sich um einen Betrag von CHF 35 Mio, also ca. CHF 7 Mio Investitionen pro 
Jahr im Bereich Allgemeine Verwaltung, die ca. 25 % der Gesamtsumme ausmachen, aufgrund dem geplanten Neu-
bau der Gemeindeverwaltung, der irgendwo zwischen 2021 und2023 anfallen wird. Ein weiterer Bereich mit ebenfalls 
ca. 25 % ist die Bildung. In der Bildung sind Ausgaben von ca. CHF 8 Mio geplant, wobei es sich vor allem um 
Investitionen in Kindergarten-Neubauten sowie in den Unterhalt von Schulhäusern handelt. Beim weiteren Bereich 
"Infrastruktur" geht es vor allem um den Verkehr mit Strassensanierungen, Beleuchtungen, Fahrzeugersatz und die 
Sanierung der SBB-Brücke. Ein weiterer wichtiger Bereich ist die Umweltschutz- und Raumordnung. Da sind vor allem 
Spezialfinanzierungen betroffen wie Sanierung von Wasser- und Kanalisationsleitungen sowie Studienaufträge und 
Quartierplanungen. Unter dem Bereich "Diverses" sind verschiedene Investitionen zusammengefasst, die gesamthaft 
ca. 20 % ausmachen. Es handelt sich dabei um die Sanierung des Asylheims sowie Käufe und Sanierungen von 
Liegenschaften im Finanzvermögen. 

Der Finanzbedarf besteht aus zwei Komponenten, nämlich den vorher erwähnten Nettoinvestitionen sowie der Refi-
nanzierung von auslaufenden Darlehen. Dies ergibt einen Gesamtfinanzierungsbedarf von knapp CHF 70 Mio. Die 
Beschaffung dieser Mittel findet einerseits durch die Selbstfinanzierung aus den laufenden Jahreserträgen, dem Li-
quiditätsabbau, Liegenschaftsverkäufen, Mehrwertabgaben (CHF 7 Mio) sowie der Kapitalaufnahme auf dem Markt 
(CHF 44 Mio) statt. 

Ein weiterer Punkt ist die Selbstfinanzierung aus den laufenden Erträgen von Total CHF 12 Mio für die Gesamtperiode, 
womit Investitionen von ca. CHF 2,4 Mio pro Jahr gemeint sind. In Prozenten bedeutet dies 38,5 % pro Jahr. Idealler-
weise sollte der Prozentsatz bei 80 % liegen, was bedeutet, dass die Gemeinde Münchenstein hier weit unter dem 
Schnitt liegt. Dies könnte durch eine Investition des vom Gemeinderat bestimmten Substanzerhalts von im Minimum 
CHF 4 Mio korrigiert werden. Es ist nicht nötig, zu diesem Instrument zu greifen, zeigt aber auf, wie relativ diese Zahlen 
sind. Wenn nun die avisierte Steuerfusssenkung nicht umgesetzt würde, dann würden in den fünf Jahren ca. CHF 5,5 
Mio mehr Gelder frei werden, was natürlich den Selbstfinanzierungsgrad nochmals verbessern würde. Bei den Ver-
äusserungen von Immobilien in den nächsten fünf Jahren ist mit Einnahmen von ca. CHF 1,9 Mio zu rechnen, was 
bedeutet, dass die Gemeinde fast keine Immobilienverkäufe tätigen wird. Die Schuldenentwicklung ist zurzeit moderat 
positiv, wird aber im Laufe der fünf Jahre im Hinblick auf den Neubau der Gemeindeverwaltung zwischen 2021 
und2023 zunehmen, wie bereits erwähnt. 

Das Eigenkapital wird bis2023 zunehmen und auf CHF 100 Mio ansteigen. Dies hat wesentlich damit zu tun, dass das 
Areal der jetzigen Gemeindeverwaltung beim Umzug in die neue Gemeindeverwaltung frei wird, was eine Umbuchung 
des Areals vom Verwaltungsvermögen ins Finanzvermögen mit einem Buchgewinn von rund CHF 20 Mio zur Folge 
hat. 

Alle oben erwähnten Berechnungen wurden auf der Basis des Steuerfusses von 59 % errechnet. 

Weiter erläutert Gemeinderat D. Meier die Spezialfinanzierungen bestehend aus der Wasserversorgung, der Abwas-
ser- sowie der Abfallbeseitigung. Bei der Wasserversorgung ergibt sich ein Aufwandüberschuss von ca. CHF 
81'000.00 für die fünf Jahre, relativ viele Investitionen und ein Eigenkapital von ca. CHF 3,7 Mio. Das Eigenkapital 
genügt im Moment für die laufenden Aufgaben, könnte aber im Hinblick auf die nötigen Sanierungen von Leitungen, 
Pumpwerken etc. mittel- bis langfristig ungenügend sein. Bei der Abwasserbeseitigung muss mit dem neuen Regle-
ment zuerst beobachtet werden, wie sich die Zahlen anpassen werden, sobald das Reglement in Kraft tritt. Die aktu-
ellen Zahlen basieren noch auf dem bestehenden Abwasserreglement. Total gibt es hier zurzeit einen Aufwandüber-
schuss von fast CHF 1 Mio und Nettoinvestitionen von CHF 300'000.00. Zu bemerken gibt es das relativ hohe Eigen-
kapital von CHF 10 Mio. Bei der Abfallbeseitigung sind keine Investitionen vorgesehen, die leichten Aufwandüber-
schüsse sind unwesentlich und wir verfügen hier über ein zu hohes Eigenkapital. Der Gemeinderat hat bereits Ideen 
betreffend dem hohen Eigenkapital, jedoch müssen diese zuerst weiter ausgearbeitet werden. 

Gemeindepräsident G. Lüthi bittet Gemeinderat M. Meier, nun noch die Argumente für die Steuersenkung zu  
präsentieren. 

Gemeinderat D. Meier erläutert, dass die Argumente für die Steuersenkung fundiert durch den Gemeinderat analysiert 
und überlegt wurden. Es handelt sich hierbei um sechs Argumente wie folgt:  

1. Auch mit der Steuerfusssenkung nehmen die Schulden der Gemeinde ab. 
2. Bei den Ergebnissen von 2014 bis2018 haben wir im Mittel pro Jahr einen Ertragsüberschuss von CHF 3,4 Mio. 

Von 2019 bis2023 haben wir im Mittel pro Jahr einen Ertragsüberschuss von CHF 4 Mio. 
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3. Das Eigenkapital der Gemeinde ist hoch (CHF 99,9 Mio). 
4. Die Steuerkraft und die Steuerreinnahmen in Münchenstein steigen. Auch wenn die Steuerfusssenkung umge-

setzt wird, werden die Steuereinnahmen weiterhin massiv zunehmen.  
5. In der ganzen Planungsperiode sind keine Sparmassnahmen für die Finanzierung der Steuersenkung nötig. 
6. 2014 hat der damalige Gemeinderat die Steuern wegen Investitionen in Form von Bau von Schulhäusern ange-

hoben. Da zurzeit keine vergleichbaren Investitionen anstehen, d. h. der Finanzbedarf abgenommen hat, können 
die Steuern wieder gesenkt werden. 

 
Gemeindepräsident G. Lüthi bittet den Präsidenten der Gemeindekommission, U. Gerber, um die Stellungnahme der 
Gemeindekommission: U. Gerber erläutert, dass der Aufgaben- und Finanzplan 2019 bis 2023 des Allgemeinen Haus-
halts und der Spezialfinanzierungen ebenfalls der Gemeindekommission vorgestellt wurden. Diverse diesbezügliche 
Fragen konnten bereits zur Zufriedenstellung der Gemeindekommission beantwortet werden. Die Gemeindekommis-
sion hat vom Aufgaben- und Finanzplan 2019 bis 2023 Kenntnis genommen. 

Gemeindepräsident G. Lüthi bittet den Präsidenten der Rechnungsprüfungskommission, Herrn R. Masciadri, um die 
finanzpolitische Würdigung des Aufgaben- und Finanzplans 2019 bis 2023 des Allgemeinen Haushalts und der Spe-
zialfinanzierungen. 

Herr R. Masciadri, Präsident der Rechnungsprüfungskommission, erläutert, dass der Aufgaben- und Finanzplan als 
Finanzplanungsinstrument sowie für die Implementierung der Legislaturziele und für die genaue und detaillierte Auf-
stellung des Unterhalts, Reparaturen und Erneuerung von den mobilen und immobilen Sachanlagen im Finanz- und 
Verwaltungsvermögen für den Gemeinderat dient. Zudem muss der Gemeinderat mit dem Finanzplan einen auf die 
Dauer ausgeglichenen Finanzhaushalt garantieren. Dies bedeutet, dass diese Ziele innerhalb einer Zeitspanne von 
fünf Jahren oder mehr bei Immobilieninvestitionen umgesetzt werden sollten. Die RPK ist zum Befund gekommen, 
dass die Gemeinde eine Reihe von zusätzlichen Finanzierungsquellen hat, wie z. B. die Mehrwertabgabe, Baurechts-
zinsen von den neuen Investitionen etc. Mit diesen neuen Einnahmequellen kann die Gemeinde grosse Investitionen 
planen. Die gesamte Planung über die Raumentwicklung ist dieses Jahr von Gemeinderat Lukas Lauper am Polit-
Apéro präsentiert worden. 

Wichtig zu erwähnen sind die grossen Investitionen, die im Rahmen des Budgets als Sondervorlagen eingesetzt wer-
den, wie z. B. das neue Gemeindehaus mit einem Total von CHF 15 Mio, von denen CHF 9 Mio in den Planungsjahren 
2022 und 2023 anstehen. Weiter ist noch ein Neubau eines Kindergartens im Planungsjahr 2022/23 sowie drei Sanie-
rungen von Schulhäusern und die Sanierung des Asylheims geplant. Zudem kommt noch die bereits erwähnte Sanie-
rung der Bottmingerstrasse und ein strategischer Immobilienkauf an der Loogstrasse 15. 

Zur Steuerfusssenkung nimmt die RPK wie folgt Stellung: Der Steuerfuss in Münchenstein hat sich immer wieder 
verändert. Der von der RPK berechnete Mittelwert zwischen den Jahren 2000 bis 2018 liegt bei 60 %, also wären wir 
mit dem vorgeschlagenen Steuerfuss von 59 % ein Prozent darunter. 

Herr A. Ammacher erkundigt sich, wie es aussehen würde, wenn im Jahre 2023 die CHF 23 Mio nicht durch 
Sondereffekte gewertet würden? Wie würde dann im Schnitt das Resultat der Ergebnisse aussehen? 

Herr A. Koller bedankt sich für die Ausführungen von Gemeinderat D. Meier. Er hebt hervor, dass es der SP gefällt, 
dass gemäss der Planung des Gemeinderates, im Besonderen die Quartierplanungen, Münchenstein qualitativ 
wächst. Zu der Erfolgsrechnung stellt Herr A. Koller folgende Fragen: Beim Ergebnis aus der Finanzierung, das im 
2023 auf CHF 23 Mio steigt mit den Wertberichtigungen: Was hat das für einen Einfluss, wenn man die Wertberichti-
gungen wegnehmen bzw. nicht berücksichtigen würde? Wie wären dann die Argumente 1-3 (Erfolg, Schulden, Eigen-
kapital) für die Steuersenkung? Als zweite Frage möchte A. Koller wissen, ob der Gemeinderat aufzeigen kann, wo 
es im Aufgaben- und Finanzplan im Vergleich zum Vorjahr wesentliche Änderungen gegeben hat?  

Gemeinderat D. Meier beantwortet die Frage von Herrn A. Ammacher: Wie bereits erwähnt, beträgt der Schnitt CHF 
3,9 Mio. Wenn man die Sondereffekte von den Wertberichtigungen weglassen würde durch die Überführung des Ver-
waltungs- ins Finanzvermögen von der heutigen Gemeindeverwaltung, dann käme man im Schnitt auf etwa "0", was 
ein ausgeglichenes Ergebnis bedeuten würde. 

Anschliessend nimmt Gemeinderat D. Meier zur Frage von Herrn A. Koller Stellung wie folgt: Unter der Annahme, 
dass wir keine neue Gemeindeverwaltung bauen würden, wäre der Schuldenanstieg viel tiefer, d.h. ca. CHF 47 Mio 
anstatt CHF 56 Mio. Die Ergebnisse wurden bereits bei der Beantwortung der Frage von A. Ammacher behandelt. 
Das Eigenkapital wäre anstatt CHF 100 Mio nur noch CHF 80 Mio.  

Zudem fügt Gemeinderat D. Meier hinzu, dass er adhoc den Vergleich des diesjährigen Aufgaben- und Finanzplans 
mit dem letztjährigen Aufgaben- und Finanzplan nicht vornehmen kann. 

Herr D. Rehmann stellt einen Widerspruch in den Ausführungen fest. Sobald man den letztjährigen Aufgaben- und 
Finanzplan mit dem diesjährigen Aufgaben- und Finanzplan vergleicht, stellt man fest, dass es nicht offensichtlich 
ersichtlich ist, weshalb man eine Steuersenkung vornehmen soll. Voraussichtlich handelt es sich um eine Annäherung 
an die anderen Gemeinden. Im Vergleich der beiden Finanzpläne haben wir im diesjährigen Aufgaben- und Finanzplan 
CHF 5 Mio weniger Vermögen und CHF 2 Mio weniger Schulden. Ein wichtiger Punkt sind die Investitionen, die im 
Vergleich von CHF 58 Mio auf CHF 39 Mio gesunken sind, obwohl 2018 nur die CHF 6 Mio wegfallen. Es wäre 
interessant zu wissen, weshalb diese Verlagerung stattfindet, bzw. weshalb so viel weniger Investitionen vorgesehen 
bzw. hinausgeschoben sind. Die hinausgeschobenen Investitionen werden dann vermutlich 2023 anfallen, da sich der 



  

38 
 

Finanzbedarf sicher nicht verkleinert. Zudem zitiert Herr D. Rehmann einen Auszug des Aufgaben- und Finanzplans 
vor vier Jahren, als argumentiert wurde, dass die Gemeinde bei der Finanzierung einen grösseren Handlungsspiel-
raum braucht und der Steuerfuss nicht das erste Argument ist, um Münchenstein zu einem attraktiven Wohnort zu 
machen. Weiter gehen die Schulden bis 2023 auf CHF 56 Mio, die verzinst werden müssen. Aktuell haben wir sehr 
tiefe Zinssätze, was bedeutet, dass man für grosse Schulden wenig bezahlen muss und gut argumentieren kann, dass 
die Schuldzinsen gut tragbar sind. Bei einer plötzlichen Erhöhung der Schuldzinsen muss jedoch sichergestellt sein, 
dass Mittel vorhanden sind, um diese höheren Schuldzinsen zurückzahlen zu können. 

Um das Verhältnis aufzuzeigen, bedeuten die 2 % Steuerreduktion gut CHF 1 Mio weniger in der Gemeinde-Kasse 
pro Jahr. Bei einem Netto-Einkommen von CHF 120'000.- von einer verheirateten Person mit dem Vollsplitting-Modell 
macht das CHF 200.- Gemeinde-Steuern im Jahr aus. Die von Gemeinderat D. Meier genannten sechs Punkte für die 
Steuersenkung sollten deshalb etwas relativiert werden. Obwohl die Schuldentwicklung "besser" ist als in den früheren 
Jahren, sind die CHF 56 Mio im 2023 immer noch zu viel, da sie irgendwann einmal von der künftigen Generation 
abgezahlt werden müssen. Es stimmt schon, dass die Ergebnisse im Mittel positiv zu werten sind, jedoch ist dies 
hauptsächlich der Marktwertberichtigung zu verdanken. Das hohe Eigenkapital, das auch als Argument für die Schul-
dentwicklung benutzt wird, wurde teilweise aufgrund von Landverkäufen für CHF 20 Mio erwirtschaftet. Die CHF 100 
Mio Vermögen werden jedoch gebraucht, um das Land bewirtschaften zu können, damit wir das Geld wieder mit den 
Baurechtzinsen einnehmen können. Es ist richtig, dass die Steuerkraft steigt, aber die Ausgaben steigen eben auch. 
Die Investitionen müssen relativ hoch bleiben. Vor einigen Jahren wurde bei den Investitionen gespart, was dazu 
geführt hat, dass die Steuern anschliessend erhöht werden mussten, um den Nachholbedarf decken zu können. Des-
halb muss man sich überlegen, ob wir den Steuerfuss jetzt senken wollen und dafür die Schulden ansteigen lassen, 
oder, ob wir jetzt etwas für die zukünftige Generation machen und die Verantwortung wahrnehmen wollen, indem wir 
die Schulden nicht massiv ansteigen lassen. 

Herr A. Knörzer bedankt sich bei Gemeinderat D. Meier für die Darstellung und die Begründungen des Aufgaben- und 
Finanzplans 2019-2023. Herr A. Knörzer zeigt sich mit den bisherigen Wortmeldungen einverstanden, dass die Auf-
wertungen reines Monopoly-Geld sind, mit denen man keine Löhne bezahlen kann. Der Aufgaben- und Finanzplan ist 
ein rollierendes Instrument. Vor vier Jahren waren die CHF 75 Mio Schulden aufgrund von Investitionen in Schulen 
ebenfalls ein grosses Problem. Man darf aber dabei nicht vergessen, dass es immer "ein Jahr danach" gibt. Wir müs-
sen dem Gemeinderat eingestehen können, dass die Versprechen, dass die Schulden wieder abnehmen, auch ein-
gehalten werden. Bei den CHF 56 Mio im 2023 handelt es sich wiederum um eine Investitionsspitze, mit der man 
leben und sich den entsprechenden Bedingungen anpassen muss. Betreffend die Steuersenkung erläutert A. Knörzer, 
dass es auch Steuerzahler gibt, die mehr als ein Netto-Einkommen von CHF 120'000.- haben, was völlig berechtigt 
ist, da sie es auch ehrlich verdient haben. Diese Steuerzahler schauen die Steuerdifferenz zwischen Münchenstein 
und Reinach an und überlegen sich, wie viele Jahre sie brauchen, um Umzugskosten zu amortisieren. In vier bis fünf 
Jahren haben sie dann vielleicht Umzugskosten von CHF 10'000.00 amortisiert, was für sie auch ein Argument ist. 
Nicht jedermann wird Münchenstein verlassen, wenn die Steuersenkung nicht kommt. Jedoch möchte Münchenstein 
attraktiv bleiben für Neuzuzüger. Münchenstein ist im unteren Baselbiet stadtnah und ist die Gemeinde mit dem zweit-
höchsten Steuersatz nach Birsfelden. Deshalb ist die Steuerfusssenkung völlig berechtigt und man könnte sich sogar 
überlegen, ob man den Steuerfuss nicht noch mehr senken möchte. Zudem wird das Jahr 2018 substanziell viel besser 
abschneiden, als wir budgetiert haben, nämlich ca. CHF 4 Mio, die operativ verdient wurden. In den letzten vier bis 
fünf Jahren hat Münchenstein jedes Jahr CHF 1,5 bis CHF 2 Mio operativ besser abgeschnitten als budgetiert. Dies 
entspricht 3-4 Steuerprozenten. Deshalb ist es allerhöchste Zeit, dass wir jetzt etwas denjenigen zurückgeben, die 
damals die Erhöhung auf die 61 % befürwortet haben. 

Herr A. Ammacher fügt hinzu, dass es diesbezüglich zwei Aspekte gibt: Einerseits haben wir einen Leerwohnungsbe-
stand, der praktisch inexistent ist. Zweitens haben wir eine wirtschaftliche Entwicklung, bei der wir nicht so genau 
wissen, wo sie hinführt. Deshalb wäre jetzt vielleicht der Moment, antizyklisch darüber nachzudenken und nicht si-
cherzustellen, dass die Steuerzahler jetzt mehr Geld im Portemonnaie haben. Wenn wir unsere Schulden anschauen, 
die im Moment nur als Planungswerte gelten, müssen wir uns trotzdem bewusst sein, dass es Schulden sind und zwar 
ziemlich hohe Schulden. Wenn wir nun jedes Jahr etwas von diesem Schuldenberg zurückzahlen würden, machen 
wir auch etwas für unsere Nachkommen. Es ist besser, diese Rückzahlungen in kleineren Beträgen zu tätigen als 
plötzlich riesengrosse Beträge zurückzahlen zu müssen. Deshalb sollten wir sorgfältig mit unseren Finanzen umge-
hen, weshalb diese Steuerfusssenkung nicht wirklich nötig ist. 

Herr T. Wälchli fügt hinzu, dass die öffentliche Hand mit den Geldern sparsam umgehen muss. Wenn man sparen 
kann, dann soll man es auch machen. Mit Leerwohnungen ziehen wir keine guten Steuerzahler an. Wir müssen si-
cherstellen, dass wir für gute Steuerzahler attraktiv bleiben sowie dass die Steuerzahler, die bereits in unserer Ge-
meinde wohnen, nicht davonlaufen. 

Herr H. Harder hat gelesen, dass Basel-Stadt und Basel-Landschaft zusammen eine Hochschule bauen auf 
Münchensteiner Boden. Wir haben die Grün 80, wo wir keine Steuern geltend machen können. Dies wird ebenso der 
Fall sein, wenn wir auf unserem Boden eine Hochschule bauen anstatt Wohnungen. 

Gemeindepräsident G. Lüthi erläutert, dass eine Hochschule für die Gemeinde indirekt sehr viele Gelder generiert. Es 
werden Arbeitsplätze geschaffen und die Leute, die nach Münchenstein kommen, geben hier auch Geld aus, was 
unsere ganze Wirtschaft ankurbelt.  

://: Vom Aufgaben- und Finanzplan 2019 bis 2023 des Allgemeinen Haushalts und der Spezialfinanzierungen  
(Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung, Abfallbeseitigung) wird Kenntnis genommen. 

 (Dieser Beschluss untersteht nicht dem fakultativen Referendum.) 
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Traktandum 6 
 
Budget 2019 

Gemeinderat D. Meier erläutert das Budget 2019 mittels PowerPoint-Präsentation. Beim Allgemeinen Haushalt/Er-
folgsrechnung werden die wesentlichen Kennzahlen des Budgets erklärt. Wesentlich ist hier der Aufwandüberschuss 
von CHF 1,5 Mio, das betriebliche Ergebnis von knapp minus CHF 5 Mio und das Ergebnis aus Finanzierung von 
knapp CHF 3 Mio. Das erste Mal haben wir auch Abschreibungen von der Langen Heid, die hier sichtbar werden. Dies 
alles sind die wesentlichen Eckwerte des Budgets 2019. Anschliessend erläutert Gemeinderat D. Meier die Verände-
rungen des Budgets 2019 zum Budget 2018. Hier wird zuerst die Gliederung nach Funktionen, dann die Artengliede-
rung nach Aufwand und anschliessend die Artengliederung nach Ertrag aufgezeigt. 

Bei den zehn Konti von 0-9 sind die grösseren Unterschiede vom Budget 2019 zum Budget 2018 zuerst einmal bei 
der Verwaltung festzustellen. Wir haben bei der Verwaltung einen Anstieg von rund CHF 344'000.00 was auf grössere 
Informatikprojekte im Hinblick auf die allgemein stattfindende Digitalisierung zurückzuführen ist. Zudem verzeichnen 
wir einen leichten Anstieg an Verwaltungspersonal. Der nächste grössere Anstieg ist im Funktionskonto 3 Kul-
tur/Sport/Freizeit/Kirche, der aus verschiedenen Positionen besteht. Z. B. ist geplant, einen Bewegungspark für Seni-
oren zu bauen sowie diverse Anlässe durchzuführen, wie die Tour de Suisse, die nächstes Jahr in unsere Region 
kommt. Münchenstein ist ein Etappenort mit dem Start der Tour de Suisse und deshalb wird dieser Anlass mit CHF 
20'000.00 von uns unterstützt. Weiter geht Gemeinderat D. Meier auf das Funktionskonto 4 ein mit der Gesundheit, 
wo im Wesentlichen die Pflegebeiträge steigen. Beim Funktionskonto 5 Soziale Sicherheit haben wir Ergänzungsleis-
tungen der AHV, d. h. Abgaben an den Kanton, die abnehmen, aber auf der anderen Seite nehmen die Zusatzbeiträge 
an Private wieder zu. Dies ist also kein Null-Summen-Spiel, sondern die Gemeinde zahlt hier am Schluss mehr ein. 
Der Kanton hat hier zwar eine Obergrenze gesetzt, d. h. gestaffelt auf mehrere Jahre findet hier eine Begrenzung 
statt. So müssen die Gemeinden auf der einen Seite weniger bezahlen, aber auf der anderen Seite bei den Alters- 
und Pflegeheimen die entstandene Lücke der einzelnen Personen wieder füllen. Beim Funktionskonto 9 Finanzen und 
Steuern haben wir bessere Steuereinnahmen, allerdings sieht es wieder schlechter aus beim Finanzausgleich und 
den Liegenschaftsverkäufen, wobei schlecht bedeutet, dass wir uns in einem Jahr befinden, in dem wir weniger Lie-
genschaftsverkäufe tätigen, was 2018 wesentlich anders war und zu der Differenz geführt hat. 

Bei der Artengliederung liegen die grossen Unterschiede zwischen dem Budget 2019 und 2018 zum einen beim Sach-
aufwand, was vor allem baulicher Unterhalt und Dienstleistungen bedeuten. Bei den Schulanlagen ist vor allem die 
Schulanlage Lange Heid zu erwähnen, da wir hier mehr Ausgaben zu verzeichnen haben, was die Abschreibungen 
anbelangt. Bei Transferaufwand handelt es sich hauptsächlich um die bereits erwähnten Pflegebeiträge, welche die 
Gemeinde bezahlen muss, wegen der EL-Obergrenze. Zusätzlich kommen noch die Ausgaben bei den Sozialhilfebei-
trägen dazu. 

Bei der Artengliederung gibt es auch noch eine Ertragsseite. Zuerst kommt hier der Fiskalertrag, bei dem nennenswert 
ist, dass die Steuern bei den natürlichen Personen zunehmen inkl. der geplanten Steuersenkung miteinberechnet. Bei 
den juristischen Personen hingegen gibt es eine leichte Abnahme der Steuererträge, wobei hier grundsätzlich eine 
Stabilität der Steuererträge verzeichnet werden kann. Bei den Entgelten, also z. B. Friedhofsgebühren, Elternbeiträge 
bei der schulergänzenden Betreuung etc. sind weniger Einnahmen als ursprünglich berechnet zu verzeichnen. Beim 
Finanzertrag ist aufgrund der abnehmenden Liegenschaftsverkäufe auch weniger Buchgewinn auszuweisen. Der 
Transferertrag hat aufgrund des Finanzausgleichs und der Entschädigungen der Sozialhilfe zugenommen. Der aus-
serordentliche Ertrag sind die Auflösungen von Vorfinanzierungen, die bereits im Rahmen des Aufgaben- und Finanz-
plans erläutert wurden. 

Die wesentlichen Abweichungen zwischen dem Budget 2019 und 2018 werden nochmals anhand einer Graphik von 
Gemeinderat D. Meier erläutert. 

Bei der Investitionsrechnung weist Gemeinderat D. Meier darauf hin, dass das Wesentliche bereits im Rahmen des 
Aufgaben- und Finanzplans erläutert wurde. Zusammengefasst sind die Investitionen für 2019 die Folgenden: Bei der 
Verwaltung ist es die bereits erwähnte Einführung von neuen Informatiksystemen sowie ein neues ERP-System für 
CHF 200'000.00. Bei der Bildung ist es vor allem die Dachsanierung der Musikschule sowie die Erneuerung von 
Schulmobiliar. Bei der Kultur/Sport/Freizeit und Kirche leistet die Gemeinde einen Sanierungsbeitrag an die katholi-
sche Kirche an der Loogstrasse über CHF 260'000.00. Beim Verkehr handelt es sich um verschiedene Sanierungen 
wie die Bottmingerstrasse und den Lehenrain sowie Fahrzeugprogramme, wie der Ersatz von Fahrzeugen des Werk-
hofs und nicht zuletzt auch der Ersatz der Beleuchtung in der Gemeinde. Beim Umweltschutz und Raumordnung geht 
es vor allem um die Fassadensanierung des Friedhofgebäudes mit knapp CHF 500'000.00 

Das waren die Nettoinvestitionen, da es ins Finanzvermögen keine Nettoinvestitionen gibt.  

Weiter erläutert Gemeinderat D. Meier die Liegenschaftsverkäufe. Die Liegenschaftsverkäufe sind subsummiert im 
Budget 2019 in einer Gesamthöhe von CHF 1,9 Mio im Vergleich zum 2018 mit ca. CHF 5 Mio. Es handelt sich hierbei 
um Erträge aus der Nachtragszahlung am Steinweg 15 über CHF 600'000.00 und einem Verkauf der Wiese im Fiech-
tenhölzli für einen Betrag von CHF 1,3 Mio. 

Als nächstes erläutert Gemeinderat D. Meier die Selbstfinanzierung. Die Selbstfinanzierung wird nach zwei Blickpunk-
ten bewertet, nämlich nach der Methode Münchenstein und nach der Methode Kanton. Die Methode Münchenstein ist 
konservativer, da sie die Liegenschaftsverkäufe nicht in die Selbstfinanzierung miteinberechnet, was zu einem 
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schlechteren Resultat führt. Deutlich sichtbar ist der Unterschied anhand der Prozentzahlen, da hier mit der Methode 
Kanton 18,7 % und mit der Methode Münchenstein 6,3 % beim Gesamthaushalt ausgewiesen werden. Der Zinsbe-
lastungsanteil ist im Moment sehr tief, was jederzeit ändern kann. 

Gemeinderat D. Meier betont, dass es dem Gemeinderat bewusst ist, was der Selbstfinanzierungsgrad beinhaltet 
sowie auch, dass die hier gezeigten Zahlen nicht hervorragend sind und mittel- bis langfristig dafür gesorgt werden 
muss, dass die Zahlen besser werden. 

Weiter erläutert Gemeinderat D. Meier die Spezialfinanzierungen. Es handelt sich hierbei um die Wasserversorgung, 
die Abwasserbeseitigung und die Abfallbeseitigung. Bei den Investitionen der Wasserversorgung geht es um den 
Neubau von Wasserleitungen Bottmingerstrasse, Lehenrain, Pumpwerkstrasse und Bahnhofstrasse. Der Selbstfinan-
zierungsgrad ist hier mit 15,1 % auch sehr tief. Bei der Abwasserbeseitigung sind die Abwassergebühren an den 
Kanton gestiegen. Bei der Abfallbeseitigung haben wir das Privileg, dass hier Eigenkapital abgebaut werden muss, 
weshalb ein Aufwandüberschuss von CHF 13'000.- zu verzeichnen ist. Zudem sind hier keine Investitionen geplant, 
weshalb hier nichts weiter zu erwähnen bleibt. 

Gemeindepräsident G. Lüthi bittet den Präsidenten der Gemeindekommission, U. Gerber, um die Stellungnahme der 
Gemeindekommission: U. Gerber erläutert, dass das Budget 2019 ebenfalls der Gemeindekommission vorgestellt 
wurde und bedankt sich bei Gemeinderat D. Meier für die gute Präsentation. Bei der Gemeindekommission war der 
Eintritt unbestritten. Es wurden einige Überlegungen angestellt, ob es sinnvoll ist, den Steuerfuss jetzt zu senken und 
anschliessend eventuell wieder zu erhöhen. Gemeinderat D. Meier hat der Gemeindekommission erklärt, dass der 
Steuerfuss zum jährlichen Budgetprozess gehört und auch immer wieder neu beurteilt werden muss. Ansonsten wurde 
der Steuerfuss nicht weiter innerhalb der Gemeindekommission thematisiert. Lediglich ein Mitglied der Gemeindekom-
mission hat sich gegen die Senkung des Steuerfusses ausgesprochen und einige Mitglieder der Gemeindekommission 
haben sich ihrer Stimme enthalten. Zum Budget wurden keine weiteren Anträge der Gemeindekommission gestellt. 
Weiter erläutert U. Gerber die Resultate der Abstimmung bei der Gemeindekommission: Das Budget 2019 wurde mit 
6 Ja-Stimmen und 6 Enthaltungen angenommen. Bei der Gemeindesteuer wurde die Steuerfusssenkung für natürliche 
Personen mit 6 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme und 5 Enthaltungen angenommen. Für juristische Personen bleibt der 
Steuersatz unverändert, was von der Gemeindekommission einstimmig angenommen wurde. Die Feuerwehrpflichter-
satz-Reduzierung von 9 auf 8 % des Gemeindesteuerbeitrages und einer Maximierung von bisher CHF 1'000.- auf 
neu CHF 900.- wurde mit 9 Ja-Stimmen und 3 Enthaltungen angenommen.  

(D. Meier zitiert den Antrag.) 

Herr R. Masciadri, Präsident der Rechnungsprüfungskommission informiert, dass es innerhalb der RPK zu einer or-
ganisatorischen Änderung gekommen ist, nämlich, dass Frau Christa Scherrer das Vizepräsidium an Herrn Matthias 
Grüninger abgegeben hat. Weiter informiert R. Masciadri, dass die RPK im 2019 ein partielles Outsourcing von ihren 
Aktivitäten plant, was bedeutet, dass auch parallel eine Geschäftsordnung aufgebaut wird. Für diese Neuorientierung 
ist ein Budget von CHF 25'000.- vorgesehen, die im Konto "Honorare" verbucht werden. 

Beim Budget 2019 hat sich die RPK auf die analytischen Prüfungen erstmals über eine Zeitperiode von sechs Jahren 
bei der Erfolgsrechnung und der Investitionsrechnung konzentriert. Dies scheint der RPK bei den Trendlinien, die man 
daraus ableiten kann, eine wesentlich aussagenkräftigere Analyse zu ergeben als jene, die vom Kanton vorgeschrie-
ben ist und von Gemeinderat D. Meier präsentiert wurde. Die RPK hat die Steuerhochrechnung sehr genau geprüft 
und diese für bestens befunden. Ebenfalls wurde der Steuerfuss innerhalb der RPK diskutiert und die Mehrheit der 
RPK-Mitglieder haben sich für die Steuerfusssenkung ausgesprochen. Weiter wurde die Nachhaltigkeit des Budgets 
innerhalb der RPK diskutiert. Hierzu gibt es einen speziellen Parameter in der dreistufigen Erfolgsrechnung, der direkt 
mit dem Gemeinderat in einem speziellen Austauschgespräch besprochen wurde. Ein wichtiger Punkt beim Budget 
ist der Investitionskredit, da mit dem Einverständnis zum Budget auch alle Investitionen freigegeben werden. Hierbei 
verfügt der Gemeinderat über eine Finanzkompetenz, die vor allem bei Liegenschaftstransaktionen relativ hoch ist, 
nämlich CHF 2 Mio. Weiter erläutert R. Masciadri die sogenannten Sondervorlagen, d. h. eine Reihe von Krediten, die 
in verschiedene Kreditkategorien aufgeteilt sind. Der Selbstfinanzierungsgrad ist zwar nicht der beste, aber die Ge-
meinde verfügt ja noch über andere Finanzquellen. Weiter erwähnt R. Masciadri im Speziellen die Bildung, die Soziale 
Sicherheit und die Steuern, die im Budget 2019 viel aussagekräftiger sind als im Budget 2018. 

Als Schlussfolgerung erteilt die RPK dem Gemeinderat ein "sehr gut" als Gesamtprüfungsbefund, da es sich um einen 
ausgezeichneten Budgetbericht handelt. Aus diesem Grund empfiehlt die Rechnungsprüfungskommission das Budget 
2019 zur Annahme inkl. der Anpassung des Steuerfusses und der weiteren Nebeneinnahmen.  

://: Das Eintreten wird nicht bestritten. 

Herr P. Messmer meldet, dass hier über Themen abgestimmt werden soll, zu denen niemand die entsprechenden 
Unterlagen erhalten hat. Deshalb stellt Herr Paul Messmer den Ordnungsantrag, die Diskussion und die Gemeinde-
versammlung abzubrechen, da es nicht möglich ist, Beschlüsse ohne die notwendigen Informationen zu fassen. Er 
schlägt vor, einen neuen Termin für die Gemeindeversammlung zu suchen, sobald die notwendigen Unterlagen gele-
sen werden konnten. 

Gemeindepräsident G. Lüthi erläutert, dass nur ein Antrag auf Abbruch der Diskussion möglich ist, da die Unterlagen 
selbstverständlich allen vorher zur Verfügung gestanden sind, die sie abonniert haben. Zudem lagen die Unterlagen 
an verschiedenen Orten auf, wo man sich selber bedienen konnte. 

://: Die Abstimmung über den Abbruch der Diskussion ergibt folgendes Resultat: 

 Die grosse Mehrheit stimmt gegen den Abbruch der Diskussion. 
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://: Die Abstimmung über den Abbruch der Gemeindeversammlung ergibt folgendes Resultat: 

 Die grosse Mehrheit stimmt gegen den Abbruch der Gemeindeversammlung ab. 

 
Das Budget wird durch Gemeindepräsident G. Lüthi seitenweise abgerufen. 
 
Herr D. Rehmann meldet sich zu den S. 73-76 "Schulliegenschaften" und stellt einen Antrag zu S. 76 zum Konto 
2180.3636.00 Beiträge an Private Organisationen ohne Erwerbszwecke. Er beantragt eine Aufstockung des Kontos 
um CHF 13'500.00, da der Gemeinderat ein neues Spielgruppenkonzept verabschiedet hat, das von der SP sehr 
begrüsst wird. Es geht darum, dass alle Kinder im Vorschulalter in Münchenstein eine Spielgruppe besuchen können. 
Zudem wird allen Münchensteiner Spielgruppen Geld in Aussicht gestellt. Dabei geht es um eine Objektfinanzierung, 
d. h. die Spielgruppen bekommen das Geld direkt von der Gemeinde. Bisher gab es eine kombinierte Subjekt- und 
Objektfinanzierung, d.h. dass Kinder von Eltern mit kleinen Einkommen subventioniert wurden, um eine Spielgruppe 
besuchen zu können. Im neuen Konzept ist dies so nicht mehr vorgesehen, weshalb die SP eine Erhöhung des Ge-
meindebeitrages um die CHF 13'500.00 fordert. Dies sollte ab dem neuen Schuljahr im August seine Gültigkeit haben. 
Der Wechsel auf die Objektfinanzierung wird durch den Gemeinderat so begründet, dass zurzeit die rechtliche Grund-
lage für die Subjektfinanzierung von Spielgruppen fehlt. Die SP wird deshalb am Schluss der Gemeindeversammlung 
einen entsprechenden Antrag einreichen, damit auch die entsprechenden Reglemente angepasst werden und eine 
rechtliche Grundlage entsteht. Die Spielgruppe ist ein wichtiger Bestandteil der Vorschulerziehung, vor allem auch in 
der Deutschförderung, da viele Kinder in Münchenstein im Vorschulalter über keine Deutschkenntnisse verfügen, was 
anschliessend im Kindergarten den ganzen Ablauf erschwert. So muss dann spätestens im Kindergarten zu finanzi-
ellen Mitteln gegriffen werden, damit diese Kinder Deutschkurse besuchen können. Deshalb bittet Herr D. Rehmann 
die anwesenden Stimmbürger, dem Antrag über die Aufstockung um die CHF 13'500.00 zuzustimmen. 

Gemeindepräsident G. Lüthi erläutert, dass sich jetzt CHF 40'000.00 auf diesem Konto befinden und dieser Betrag 
gemäss dem Aufgaben- und Finanzplan jährlich steigt. Bezüglich der rechtlichen Grundlagen überreicht er das Wort 
an den Geschäftsleiter, S. Friedli. 

Geschäftsleiter S. Friedli erläutert, dass der Antrag auf die Erhöhung einer solchen Budgetposition völlig richtig ist. 
Allerdings muss hier berücksichtigt werden, dass es sich um eine Konzeptarbeit des Gemeinderates handelt. Deshalb 
hat die Budgeterhöhung nicht direkt Einfluss auf die Konzeptarbeit des Gemeinderates. Wie bereits richtig erwähnt 
wurde, ist deshalb die Einreichung eines Antrages nach § 68 des Gemeindegesetzes das richtige Mittel, um solche 
Anpassungen geltend zu machen. 

Herr A. Ammacher bemerkt, dass er nicht verstanden hat, welche Kinder nach der Objektfinanzierung nicht mehr von 
einem Spielgruppenbesuch profitieren können. Es ist wichtig, dass alle Kinder von diesem Angebot profitieren können 
und deshalb muss dem Antrag unbedingt zugestimmt werden, falls ohne den Antrag eine Lücke entsteht. Es handelt 
sich vor allem um die Kinder, die bereits eine Spielgruppe besuchen. Diese Kinder können nicht warten, bis einem § 
68 Antrag an das Gemeindegesetz zugestimmt wird. Die Gemeinde muss ein grosses Interesse daran haben, dass 
der Spielgruppenbesuch möglichst allen Kindern, die eine Spielgruppe besuchen möchten, ermöglicht wird. In Basel 
z. B. gibt es den Zwang, dass alle Kinder, die keine Deutschkenntnisse haben, eine Spielgruppe besuchen müssen. 
Deshalb kann Herr A. Ammacher nicht verstehen, dass man hier auf den § 68-Antrag ausweicht. Entweder können 
bereits alle Kinder in eine Spielgruppe gehen auf der Basis des jetzigen Betrages von CHF 45'000.00 oder der Antrag 
von Herrn D. Rehmann muss angenommen werden. 

Vizepräsidentin J. Locher erläutert, dass es dem Gemeinderat sehr bewusst ist, dass der Spielgruppenbesuch für die 
Kinder eminent wichtig ist. Dabei geht es nicht nur um den Spracherwerb, sondern auch um soziale Gründe und 
andere Gründe. Deshalb wird zurzeit eine neue IG Spielgruppen gegründet, die zum Ziel hat, die Spielgruppen zu 
stärken und ins ganze Gefüge einzubinden. Es ist vorgesehen, dass am 11. Januar 2019 die IG Spielgruppen offiziell 
gegründet wird. Herr Dieter Rehmann hat seinen Antrag auch aus dem Grund gestellt, weil die Gemeinde einer Spiel-
gruppe, die bisher subventioniert wurde, die Leistungsvereinbarung gekündigt hat. Diese Kündigung hat stattgefun-
den, um die IG gemeinsam auf die Beine zu stellen und ein gemeinsames Konzept auszuarbeiten, zusammen mit den 
Spielgruppenleiterinnen und der Unterstützung von Fachpersonen. Nächstes Jahr sind für die IG Spielgruppen CHF 
40'000.- und im übernächsten Jahr CHF 50'000.- eingestellt. Dieser Betrag ist zwar nicht sehr hoch, aber die Spiel-
gruppenleiterinnen sind zuversichtlich, dass es klappen wird. Die Gemeinde wird die Spielgruppen auf jeden Fall sehr 
unterstützen und es ist geplant, dass das Projekt ab März 2019 als Pilotprojekt mit Integrationspauschalen fungieren 
kann. Vizepräsidentin J. Locher zeigt sich zuversichtlich, dass die Spielgruppenleiterinnen, die für die ersten zwei 
Jahre vereinbarten Kriterien, erfüllen werden. 

Herr D. Rehmann erläutert nochmals, dass in dem Konzept erwähnt wird, dass keine rechtliche Grundlage besteht, 
für die Subventionierung des Spielgruppenbesuchs von einzelnen Kindern. Aber genau das soll erreicht werden, näm-
lich, dass der Spielgruppenbesuch von Kindern von finanzschwachen Eltern finanziert werden kann. Deshalb ist es 
umso wichtiger, dass das Geld zur Verfügung steht und der Antrag überreicht werden kann, damit das Geld sobald 
als möglich überwiesen wird. Die SP hat nichts dagegen, wenn die Spielgruppen Objektfinanzierung bekommen, also 
Direktbeiträge, damit die Spielgruppen unterhalten werden können. Aber es braucht dringend auch Geld für die finanz-
schwachen Eltern, die nicht den vollen Beitrag zahlen können. 

Vizepräsidentin J. Locher fügt hinzu, dass sie einen Start mit den CHF 40'000.- als sinnvoll erachtet. Sozial benach-
teiligte Kinder werden auch weiterhin durch die Sozialhilfe unterstützt durch Beiträge, die nicht rückzahlungspflichtig 
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sind. Wenn ein Antrag von einer Familie mit geringem Einkommen kommt, die wirklich ihr Kind in eine der Spielgruppen 
schicken möchte, aber keine Sozialhilfe bekommt, kann ein solcher Antrag einzeln begutachtet und ermöglicht werden. 

Herr D. Rehmann interveniert, dass gleichzeitig im Konzept steht, dass die rechtliche Grundlage hierzu fehlt. Diese 
soll nun geschaffen werden, weshalb die CHF 13'500.- benötigt werden. Auch ist zurzeit nicht bekannt, welchen Betrag 
die einzelnen Spielgruppen erhalten werden. Damit eine solide Basis geschaffen werden kann, sollte deshalb der 
Betrag um die zusätzlichen CHF 13'500.- erhöht werden. Falls der Gemeinderat eine Beibehaltung der Subjektfinan-
zierung auch gut findet, was auch beim Tagesheim und der Nachmittagsbetreuung in den Schulhäusern angewendet 
wird, gibt es keinen Grund, um dies nicht auch bei den Spielgruppen anzuwenden. 

Gemeindepräsident G. Lüthi interveniert, dass ein Antrag auf einen Nachtragskredit nicht durch einen Antrag gemäss 
§ 68 Gemeindegesetz legitimiert werden kann. Wie D. Rehmann bereits erwähnt hat, gibt es keine rechtliche Grund-
lage, weshalb eine Finanzierung nicht begründet werden kann. Selbstverständlich wird aber der Antrag gemäss § 68 
Gemeindegesetz am Schluss angenommen, geprüft und an der nächsten Gemeindeversammlung vorgelegt. An-
schliessend schlägt Gemeindepräsident G. Lüthi vor, über den Antrag zum Nachtragskredit über CHF 13'500.00, d.h. 
eine Erhöhung der CHF 40'000.00 auf CHF 53'500.00 von D. Rehmann abzustimmen. 

 
://: Die Abstimmung über den Nachtragskredit von CHF 13'500.00 ergibt folgendes Resultat: 
 
 Der Antrag wird mit deutlicher Mehrheit abgelehnt. 
 
Der Gemeindepräsident G. Lüthi fährt mit der seitenweisen Abrufung des Budgets fort. Anschliessend werden die 
einzelnen Punkte des Antrages des Gemeinderates aufgerufen, wie folgt: 

Gemeindesteuern 
Natürliche Personen:  
Einkommens- und Vermögenssteuer (§19 StG): Herabsetzung des Staatssteuerbetrages auf 59 % (bisher 61 %) 

Herr S. Viva stellt den Antrag im Namen der Grünen Münchenstein, dass der Steuersatz bei den natürlichen Personen 
bei 61 % belassen wird. Die Gründe für diesen Antrag wurden vorgängig bereits genannt. Hauptsächlich geht es 
darum, dass nicht noch mehr Schulden an weitere Generationen weitergegeben werden. 

Herr A. Koller fügt hinzu, dass man bei den Analysen der Finanzen zu ganz unterschiedlichen Beschlüssen kommen 
kann, abhängig davon, ob der Schuldenabbau oder die Entlastung der Steuerzahler im Vordergrund steht. Herr A. 
Koller unterstützt die Steuersenkung, aus folgenden Gründen: Wenn der Gemeinderat finanziellen Spielraum schaffen 
will, dann sollten die natürlichen Personen davon profitieren, weil es ihr Steuerfuss ist, der erhöht wurde und auch ihre 
Krankenkassenprämien und Mieten steigen. Im Kanton wird zurzeit ebenfalls eine Steuersenkungsvorlage diskutiert, 
die Einfluss auf unsere Gemeindekasse hat. Auf jeden Fall sollte der finanzielle Spielraum den natürlichen Personen 
und nicht den Unternehmen zu Gute kommen. Die Unternehmen haben in den letzten Jahren massiv profitiert, im 
Gegensatz zu den natürlichen Personen. 

Der Gemeindepräsident G. Lüthi erklärt, dass nun der Antrag von Herrn S. Viva ausgemehrt werden muss. 

://: Die Abstimmung über den Antrag von Herrn S. Viva, dass der Steuerfuss für natürliche  
Personen bei 61 % belassen wird, ergibt folgendes Resultat: 

Der Antrag wird mit 8 Ja-Stimmen und deutlich mehr Nein-Stimmen abgelehnt. 
 
://: Die Abstimmung über eine Steuerfuss-Senkung für natürliche Personen von 61 % auf neu  

59 % ergibt folgendes Resultat: 

 Der Antrag wird mit grossem Mehr angenommen. Deshalb ist der Antrag von Herrn S. Viva nicht gültig.  
 
Der Gemeindepräsident G. Lüthi erklärt, dass es nun zu der regulären Abstimmung des Antrages des Gemeinderates 
kommt. Die Abstimmung ergibt folgende Resultate: 
 

://: Das vorliegende Budget 2019 wird ohne Änderungen einstimmig genehmigt. 

 Für das Jahr 2019 werden die öffentlichen Abgaben wie folgt festgesetzt: 

 Gemeindesteuern (§ 2 Steuerreglement) 
 Natürliche Personen: 
 Einkommens- und Vermögenssteuer (§ 19 StG): 59 % des Staatssteuerbetrages (bisher 61 %) 
 Juristische Personen: 
 Ertragssteuer (§ 58 StG): 5 % des steuerbaren Ertrages (wie bisher) 
 Kapitalsteuer (§ 62 StG): 2.75 ‰ des steuerbaren Kapitals (wie bisher) 

 Feuerwehrpflichtersatz (§ 15, Abs. 2 Feuerwehrreglement) 
 8 % des Gemeindesteuerbetrages (bisher 9 %), max. CHF 900.00 (bisher CHF 1'000.00) 

 (Dieser Beschluss untersteht nicht dem fakultativen Referendum.)  
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Traktandum 7 
 
Verschiedenes 
 
Mündliche Beantwortung: Anfrage gemäss § 69 Gemeindegesetz von Dieter Rehmann i.S. Gliederung der Be-
nutzerinnen und Benutzer von Betreuungsangeboten (Unterstützungsstufen der Schulergänzenden Betreu-
ung) 

Vizepräsidentin J. Locher beantwortet die Anfrage gemäss § 69 des Gemeindegesetztes von Herrn D. Rehmann 
im Namen der SP i. S. Gliederung der Benutzerinnen und Benutzer von Betreuungsangeboten (Unterstützungsstufen 
der Schulergänzenden Betreuung) 2017 und 2018. Vizepräsidentin J. Locher erläutert das Traktandum anhand einer 
PowerPoint- Präsentation.  

://: Von der mündlichen Beantwortung der Anfrage gemäss § 69 des Gemeindegesetzes von Dieter Rehmann i. S. 
Gliederung der Benutzerinnen und Benutzer von Betreuungsangeboten (Unterstützungsstufen der Schulergän-
zenden Betreuung) wird Kenntnis genommen. 

 (Dieser Beschluss untersteht nicht dem fakultativen Referendum.) 

 
Mündliche Berichterstattung: Zwischenbericht über die regierungsrätliche Beurteilung der Signalisationsho-
heit der Gemeinde im Falle öffentlich genutzter Privatstrassen sowie über den Stand der Arbeiten betreffend 
die Anträge gemäss § 68 des Gemeindegesetzes i. S. Ausdehnung Geltungsbereich Parkierreglement Quartier 
Neuewelt und Umtriebsgebühren für nachträgliches Vorweisen der Jahresparkkarte; beide anlässlich der  
Gemeindeversammlung vom 21. Juni 2018 vom Gemeinderat entgegengenommen. 

Gemeinderat D. Altermatt beantwortet die Anfrage mittels PowerPoint-Präsentation: In der Gemeindeversammlung 
vom März 2018 wurde das Parkierreglement erweitert auf ein Gebiet im Heiligholz. Dagegen ist kein Referendum 
ergriffen worden. Aber es gibt hier Privatstrassen mit öffentlicher Nutzung, in denen die Besitzer das Gefühl haben, 
dass die Parkierzone eine Beschränkung ihres Eigentumsrechts bedeutet. Entsprechend haben zwei Parteien eine 
Beschwerde beim Regierungsrat eingereicht, die beide am 4. September 2018 vom Regierungsrat vollumfänglich 
abgewiesen wurden. Die Begründung für die Abweisung war, dass die Gemeinde nicht befugt ist, auf privatem Grund 
Verkehrsregeln einzuführen. Weiter wurde begründet, dass die Aufnahme dieser Privatstrasse in das Parkierregle-
ment eine Eigentumseinschränkung ist, die der Verfassung widerspricht, weil dort das Eigentum garantiert ist. Der 
Regierungsrat hat anschliessend klar dargelegt, dass es umgekehrt ist, nämlich nicht das Eigentum, sondern der 
rechtmässige Gebrauch ist ausschlaggebend. Dies bedeutet, dass wenn eine Strasse öffentlich zugänglich ist, sie 
auch als öffentlich gilt. In der Verordnung des Verkehrsreglements vom Bund ist geschrieben: "öffentlich sind Strassen, 
die nicht ausschliesslich privatem Gebrauch dienen". Wenn also eine Strasse nicht zu Beginn und zum Schluss ein 
Fahrverbot hat, dann ist sie öffentlich. Weiter weist der Regierungsrat darauf hin, dass wenn Eigentümer solcher 
Strassen öffentliche Leistungen in Anspruch nehmen wie z. B. Wischen, Kehrrichtabfuhr usw., dann ist die Strasse 
auch öffentlich. Im Heiligholz hat jetzt die Anhörung zur Umsetzung stattgefunden. Im Quartier Zollweiden, wo der 
Antrag anlässlich der Gemeindeversammlung vom Juni 2018 gestellt wurde, hat die Gemeinde jetzt Fragebogen ver-
schickt, die anschliessend ausgewertet werden, damit an der Gemeindeversammlung vom März 2019 ein entspre-
chender Antrag gestellt werden kann.  

Anlässlich der Gemeindeversammlung vom Juni 2018 ist auch noch der Antrag eingegangen, dass wenn man ver-
gessen hat, eine Parkkarte ins Auto zu legen, die Parkkarte auf der Gemeinde gegen eine Umtriebsgebühr gezeigt 
werden kann, damit man keine Busse zahlen muss. Dieser Antrag wird ebenfalls anlässlich der Gemeindeversamm-
lung vom 28. März 2019 vorgelegt werden.   

://: Von der mündlichen Information wird Kenntnis genommen. 

 (Dieser Beschluss untersteht nicht dem fakultativen Referendum.) 

 

Antrag gemäss § 68 Gemeindegesetz von Dieter Rehmann i. S. Förderung des Spielgruppenbesuchs von Mün-
chensteiner Kindern im Vorschulalter durch Objekt- und Subjektfinanzierung durch die Gemeinde . 

Herr D. Rehmann erläutert, dass der Antrag gemäss § 68 zum Gemeindegesetz i. S. Förderung des Spielgrup-
penbesuchs von Münchensteiner Kindern im Vorschulalter durch Objekt- und Subjektfinanzierung durch die Gemeinde 
bereits von ihm unter Traktandum 6 "Budget 2019" vorgestellt wurde, weshalb er den Antrag hier nicht nochmals 
detailliert erläutert. Es geht darum, dass der Gemeinderat beauftragt wird, den Spielgruppenbesuch von  
Münchensteiner Kindern im Vorschulalter effektiv, d. h. wie vorher auch ausgeführt, objekt- und subjektfinanziert zu 
fördern und die entsprechenden Mittel dafür einzusetzen. Die restlichen Begründungen wurden bereits vorher erwähnt. 

Gemeindepräsident G. Lüthi: Der Gemeinderat nimmt den Antrag zur Prüfung entgegen. 

 

Frau I. Viva erklärt, dass sie im Gegensatz zu Herrn Paul Messmer, der zu wenig Unterlagen, sie zu viele 
Unterlagen erhalten hat. Frau I. Viva schlägt vor, anlässlich der nächsten Gemeindeversammlung einen Fragebogen 
mit den Unterlagen mitzuschicken, auf dem jeder Einzelne beantworten kann, ob er weiterhin diese Unterlagen braucht 
oder nicht. 
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Gemeindepräsident G. Lüthi erläutert, dass ein gesetzlich vorgeschriebenes Minimum an Unterlagen verschickt wer-
den muss. Die zusätzlichen Unterlagen müssen explizit abonniert werden. Falls jemand abonnierte Unterlagen nicht 
mehr zu erhalten wünscht, kann er sich bei Frau E. Somalvico melden und sich von der Abonnementsliste streichen 
lassen. 

Herr A. Ammacher bittet Gemeinderat D. Meier, anlässlich einer der nächsten Gemeindeversammlungen detailliert
darüber zu berichten, mit welchen Mitteln der Gemeinderat den Selbstfinanzierungsgrad verbessern will. 

Herr Müller erklärt, dass die Gemeinde in der Langen Heid über einen wunderbaren Spielplatz verfügt. Leider wurde 
bis zum heutigen Tag keine Betriebsanleitung seitens der Gemeinde auf diesem Spielplatz installiert. Als Beispiel für 
eine solche Betriebsanleitung zeigt Herr Müller ein Foto einer Betriebsanleitung eines Spielplatzes aus Ettingen. Herr 
Müller erläutert, dass gemäss dem Kanton, Spielplätze bis 22.00 Uhr benutzt werden dürfen und die Gemeinde die 
Kompetenz hat, diese Zeit zu unterschreiten. Deshalb stellt Herr Müller den Antrag, dass die Gemeinde die Begren-
zung der Benutzung der Spielplätze auf 20.00 Uhr setzt, damit die Spielplätze nach 20.00 Uhr nicht von Jugendlichen 
missbraucht werden können. 

Gemeinderat R. Nusch weist darauf hin, dass diese Tafeln mit der Betriebsanleitung bereits bestellt sind und in den 
nächsten Wochen installiert werden. Die Gemeinde will im Sommer den Benutzern einen möglichst langen Aufenthalt 
auf den Spielplätzen ermöglichen, damit das gemeinsame Beisammensein gefördert wird. Sollte die Gemeinde fest-
stellen, dass Probleme bezüglich Lärm oder Littering entstehen, wird sie entsprechende Massnahmen ergreifen.  

Gemeindepräsident G. Lüthi schliesst die Versammlung, dankt den Anwesenden und weist darauf hin, dass im Foyer 
ein Apéro bereit steht. 
 
 
 
 
Für die Richtigkeit des Protokolls 
 
 
 
 
Der Gemeindepräsident: Die Protokollführung: 
 
 
 
 
Giorgio Lüthi Eva Somalvico 
 
 
 


